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2. Jahrgang.

Schluß des erſten A
Aus! So wäre die Tagung des revolutionären Vor

parlaments doch noch ſchneller zu Ende gegangen, als der
Verlauf der erſten Verhandlungstage vermuten ließ. Aller
dings war das nur möglich dadurch, daß die Verhandlungen
abgebrochen wurden.

Der letzte Verhandlungstag begann mit der Mitteilung
des Ergebniſſes der namentlichen Abſtimmung über den un
abhängigen Antrag zur parlamentariſchen Ueberwachung
nach der Auslegung Haaſes. Es zeigte ſich, daß nicht weniger
als 115 Delegierte mit nein geſtimmt haben, während 290
dafür waren. Hier erſcheint das Verhältnis zwiſchen Mehr
e und Minderheit nicht ſo günſtig, wie in den bisherigen

eldungen. Es wurde ſodann ein Antrag Geyer abge
lehnt, wonach Landtagswahlen überhaupt nicht ſtattfinden
ſollen. Der Antrag und ſeine Ablehnung haben eigentlich
lediglich ſächſiſches Jntereſſe, weil es ſich für den Antragſteller
nur darum handelte, zu verhindern, daß in Sachſen Land
tagswahlen ſtattfinden, weil ſonſt die Unabhängigen um ihren
angemaßten Einfluß kommen würden. Die Begründung des
Antrages war natürlich eine andere und hatte auch einen be-
rechtigten Sinn. Sie ging davon aus, daß in einer Republik
Groß Deutſchland für die alte Kleinſtaaterei kein Platz mehr
ſein dürfe. Wir haben ſchon wiederholt geſagt, daß dieſe
Kleinſtaaterei verſchwinden muß. Und ſie will auch niemand
erhalten wiſſen. Jndeſſen die Regelung der Frage iſt nicht
fo einfach und wird deshalb nicht ſo ſchnell erledigt ſein. Des
halb muß aber auch in den alten Bundesſtaaten bis zur end
gültigen Regelung dieſer Frage eine geordnete Landesver-
tretung vorhanden ſein, die die Regierung kontrolliert. Ohne
eine ſolche Landesvertretung wäre die Regierung abſolut und

e Der re u Wenn eckerr ſicht da nach dem Zuſammentritt der
deutſchen Nativn mmlung dieſe Körperſchaften der

ſaheſationären Diktatur keine Daſeinsberechtigung mehr
en.
Der Hauptpunkt des Tages war der Vortrag des unab

hängigen Hilferding über die Sozialiſierung des
Wirtſchaftslebens. An ſeinen Ausführungen war
von ſozialdemokratiſcher Seite nichts auszuſetzen. Jn den
Streifen derjenigen, die die Sozialiſierung ſofort durchführen
wollen, können die Hilferdingſchen Gedankengänge natürlich
nicht paſſen. Ledebour, der ſich die Tage vorher heiſer ge-
ſchrien hatte, verzichtete auf das Gegenreferat. Und doch hätte
man gerade hier gewünſcht, daß er den Standpunkt ſeiner
Anhänger vertreten hätte. Es hat nicht ſollen ſein! Der
kurzen Ausſprache wurde durch einen ſozialdemokratiſchen
Antrag ein Ende gemacht, der die Regierung beauftragt, der
t n näher zu treten, ſoweit dies ſchon heute mög-
ich iſt.

Der Schluß der Tagung geſtaltete ſich dann wieder hoch
dramatiſch. Nach Annahme einiger Anträge entfeſſelte ein
von den Soldaten geſtellter Antrag auf Wiedervereinigung
der beiden ſozialdemokratiſchen Richtungen durch Ledebour
einen unbeſchreiblichen Tumult, bei dem ſich die Tribünen
beſonders lebhaft beteiligten. Zur Abſtimmung kam es nicht,
weil der Antrag zurückgezogen wurde. Die Soldaten erklärten
aber, hinaus gehen und verbreiten zu wollen, wie es in dem
Revolutionsparlament zugegangen ſei. Das entfeſſelte von

ktes der Revolution
neuem die wilde Wut der Radikalen, die ſich nur allmählich
beſänftigen ließ. Zur Sache kann man Scheidemann nur zu
ſtimmen, der da. meinte, man könne die Einigung wollen und
müſſe doch ſagen, daß der Kongreß nicht der Ort für ſolche
Verhandlungen ſei.

Noch einige andere Anträge werden erledigt und konnte
der Vorſitzende Leinert die Tagung ſchließen. Seine Schluß-
anſprache, die von tiefer revolutionärer Geſinnung getragen
war, konnten die Radikalen aber nicht ohne bösartige
Zwiſchenrufe hinnehmen. Schließlich ſtimmte aber der ganze
Kongreß in das von Leinert ausgebrachte dreifache Hoch auf
das revolutionäre ſozialiſtiſche Deutſchland und die geeinte
ſozialiſtiſche Republik Deutſchland ein.

Damit ging das Vorparlament auseinander. Der Gang
ſeiner Verhandlungen hatte durch die wüſten Skandalſzenen
vielfach einen abſtoßenden Charakter. Durch ſein Ergebnis
aber, nämlich durch den Beſchluß über die Nationalrats-
wahlen, und die klare Stellungnahme zur Frage der Sozia-
liſierung des Wirtſchaftslebens, wird es für immer eines der
wichtigſten Blätter füllen in der Geſchichte der großen
deutſchen Revolution.

Das Vorparlament iſt geſchloſſen. Nun gilt es zu
agitieren für die Nationalverſammlung, die die Revolution
dauernd befeſtigen ſoll.

Zum Abſchluß der Räteverhandlungen ſagt der Vorwärts: Der
Antrag der Soldaten, eine Einigung zwiſchen Sozialdemokraten
und Unabhängigen herbeizuführen, gehörte nicht zu den Zuſtändig-
keiten des Kongreſſes, war aber ganz logiſch aus ſeinem Verlauf
hervorgewachſen. Diejenigen, die den Antrag mit Heulen, Toben,
Schreien und Pfeifen begrüßten, befanden ſich in einem Mißver-
ſtändnis, denn eine Einigung zwiſchen W den Sozialdemo
kraten iſt wegen des Mangels alle grund a Vorausſetzungen
von vornherein unmöglich. Es iſt kennzeichnend, daß es neben den
Soldaten die Frau war, die mit der größten Wärme für die Eini
gung eintrat. Die einen haben nach dem Sieg des Sozialismus
gebrüllt, die andern haben für ihn gearbeitet.

Die Leipziger Volkszeitung ergibt ſich reſigniert in die Lage.
Sie ſieht in der Feſtſetzung des Wahltermins für die Nationalver-
ſammlung auf den 19. Januar das Todesurteil des Räteſyſtems

womit ſie natürlich recht hat und den Beginn einer neuen
Morgenröte für die kapitaliſtiſche Geſellſchaft was natürlich auf
dem eigenen Miſte der L. V. gewachſener Unſinn iſt. Trotzdem iſt
die L. V. klug genug, ſich nicht, wie bei der Wahl des Zentralrates
auf der Reichsverſammlung, beiſeite zu ſtellen, ſondern zur Wahl
arbeit und Revolutionsarbeit aufzufordern.

Die Reichsleitung gegen die Loslöſungs-
beſtrebungen.

Jn der Deutſchen Allgemeinen Zeitung nimmt die Reichs-
leitung Stellung gegen die Beſtrebungen örtlicher A.- und S.-Räte
in Oldenburg, denn zu Preußen gehörenden Regierungsbezirk
Stade in die in Bildung begriffene Republik Oldenburg einzu
beziehen. Die Reichsleitung weiſt darauf hin, daß die territoriale
Gliederung Deutſchlands durch die Umwälzung zunächſt nicht be
rührt worden iſt. Die Reichsleitung beabſichtigt nicht an Gebiets
grenzen der einzelnen deutſchen Freiſtaaten Veränderungen vor-
nehmen zu laſſen, ehe die geſetzgebende Nationalverſammlung dar-
über Veſchluß gefaßt hat.

weil wir Frieden, Brot und Arbeit brauchen.S

Die Reichs konferenz der
A. u. S. -Räte.

(Forkſeling des Berichtes vom Donnersiag.)
Ein Antrag Dr. Laufenberg Hamburg will zur Herbei-

führung einer ſozialiſtiſchen Mehrheit in der Nationalverſamm-
lung eine Einigung der ſozialiſtiſchen Maſſen herbeiführen. Vor-
ausſetzung dafür aber ſoll ſein, dall alle kompromittierten Führer
abtreten, denn ſie haben ſich aufs ſchwerſte am Volke verſündigt.

Henzerling vom Soldatenrat bei der Oberſten Heeres
leitung: Wir ſind nicht ſo blind wie viele meinen. Wir haben
uns unſere Stellung reiflich überlegt und treten für die
Nationalverſammlung ein.

Das iſt eine geſchichtliche Notwendigkeit
und nicht auf irgend eine Regie zurückzuführen. Unſere Wirtſchaft
liegt danieder. Der Feind beſitzt in den Waffenſtillſtandsver
handlungen ein furchtbares Jnſtrument gegen uns. Nur ſtrengſte
Selbſtzucht des ganzen Volkes kann unſere Zukunft ſicherſtellen.
Wenn der Feind noch weitere Gebiete beſetzt, dann iſt alles hin.
Man hättse dieſen Kongreß beſſer als mit einem Bierabend
be i Bötzow mit einer Vorſtellung im Deutſchen Theater be-
ginnen laſſen ſollen, denn der Geiſt Tolſtois iſt wertvoller als
der des Herrn Ledebour und ſeiner Freunde. (Sehr richtig!
bei der Mehrheit.) Leider iſt es ſchon ſo weit gekommen, daß
Hunderttauſende nicht mehr arbeiten wollen. Jedes
Mitglied des Offizierskorps, das ſeine fünf Sinne beiſammen hat,
weiß, daß gegen den Willen des Volkes zum Sozialismus nichts,
aber auch gar nichts mehr auszurichten iſt. Aber das Volk muß
einig ſein und die Ordnung verbürgen. Nur durch Ordnung und
Selbſtzucht kommen wir zur wahren Freiheit. (Lebhafter Beifall.)

Dr. Laufenberg-Hamburg: Man mag über den Volſchewismus
denken wie man will, er iſt eine große politiſche Erſcheinung, die
man nicht nur verunglimpfen ſollte. Der Kongreß hat ſich ſchon
durch Annahme des Antrags Lüdemann für die Nationalver-
ſammlung erklärt. Die Nationalverſammlung iſt wie alles, was
bisher geſchehen iſt, eine Halbheit. Die Arbeiterſchaft hat bis
her nicht die politiſche Macht zu erringen gewußt. Schuld iſt der
Berliner Vollzugsrat, weil er nicht in den allererſten Tagen den
Rätekongreß zur Ergreifung der politiſchen Macht einberufen hat.
Im Gegenteil. den A. und S.-Räten jſt das Rüdgrat ge
brochen. Die Natio alberſammlung wird vielleicht

eine Mehrheit für Sozialiſierung bekommen.
Ob das aber eine wirkliche ſozialiſtiſche Mehrheit ſein wird, iſt
weifelhaft. Der Wahlkampf, der jetzt beginnt, muß in möglichſter
e ſchloſſenheit geführt werden.

Flügel-Berlin (zweiter Vorſitzender der demokratiſchen Frak-
tion): Jm Namen unſerer Fraktion erkläre ich, daß wir geſchloſſen
hinter den Errungenſchaften der Revolution ſtehen und gewillt ſind,
an ihrer Ausgeſtaltung mitzuarbeiten, aber nicht in nervöſer Haſt,
ſondern in zielſicherer Entſchloſſenheit. Deshalb bekennen wir uns
zur Nationalverſammlung. Wir brauchen ſie, damit
unſer aus taufend Wunden blutendes Volk Frieden bekommt, und
wir ſind der Ueberzeugung, daß wir den Frieden ohne die National-
verſammlung nicht bekommen. Sehen Sie nach den beſetzten Ge
bieten. Dort ſind die Arbeiter- und Soldatenräte aufgehoben.
(Zuruf: Zeitungsſchwindell) Sehen Sie ſich das Vorgehen der
Entente in Rußland an! Wir brauchen die Nationalverſammlung,

Wir ſtellen
uns gegen alle gegenrevolutionären Verſuche mit Geiſt und Leib
zur Verfügung, ſind aber ebenſo gegen die An archie von links,
Wir brauchen die Nationalverſammlung ſo früh wie möglich. Geben
Sie ſie dem deutſchen Volke als Weihnachtsgeſchenkl (Lebhafter
Beifall).

Molkenbuhr (vom Vollzugsrat) gibt gegenüber den Andeutungen
wegen der 460 000 Frank die Erklärung ab, daß er ſelbſt dieſe
Summe bei der Durchſuchung des Schloſſes nach verdächtigen Per-
ſonen einem Mann, der angab, im Schloſſe zu wohnen, abge
nommen un dem Ettiſch übergeben hat, der ſie dem Vollzugs
rat abliefern ſollte. Hierzu erklären weiter der Volksbeauftragte

Barth und das Vollzugsratemitglied Ledebour, daß ſie nichts

Unberechtigte Vorwürfe.
Der erſte demokratiſche Parteitag für GroßBerlin hat

gar die gegenwärtige ſozialdemokratiſche Regierung eine
eihe ſcharfer Angriffe gerichtet. Er wirft ihr u. a. vor, daß

weder für die Angliederung Deutſch-Oeſterreichs, noch für die
Erhaltung der Deutſchen Oſtmark, noch für den Schutz unſerer
Volksgenoſſen im Baltikum, in Polen und ElſaßLothringen
von der Regierung erfolgverſprechende Schritte unternom-
men worden ſind. Dieſe Anklagen ſind recht kindiſch;
iſt denn die gegenwärtige Regierung daran ſchuld, daß ſie
einen Staat übernommen hat, deſſen Macht vollſtändig zu
ſammengebrochen war.

Die e Demokraten, der Feind der Kranken-
kaſſen Selbſtverwaltung Mugdan, der durch das Dreiklaſſen-
wahlrecht berufene ungekrönte König von Berlin, Geheimrat
Caſſel und der Rektor Merten, des heiligen Kopſch leibhaftiger
Milchbruder, beklagen ferner aufs tiefſte den Mangel an
Energie bei der Regierung in der Abwehr ſchwerer Ord-
nungsſtörungen, ſtändiger Uebergriffe der Arbeiter und
Soldatenräte und ſinnloſer Streiks. Wir wollen dieſen
„Demokraten“, die wir doch lieber Bülow-Fortſchrittler
nennen möchten, verraten, daß eine Revolution immer die
Ordnung ſtört; und daß die Piepmeyer ſich damit abfindenmüſſen, da Revolutionen nicht mit Roſenöl gemacht werden.

Aber ſo lächerlich die Klagen der guten Bürger ſind,
die eben aus dem Mauſeloch herauskriechen, in der ſie ſich
am 9. November geborgen haben, ſo ſehr werden ſie doch in
der Wahlagitation wirken, wenn es der Regierung und den
Gewerkſchaften nicht gelingt, die Fortführung der Produktion

Urheber der jetzigen wilden Streiks gefährden die ſozialiſtiſche
Mehrheit in der Nationalverſammlung und arbeiten für die
Bourgeoiſie.

in e und ordnungsmäßigem' Gang zu halten. Die

Zur Frauenagitation!
Frauenwahlrecht.

Wenige Wochen noch, und der Aufmarſch der Frauen zur
Wahlurne beginnt. Die Wahlen zur Reichs-Nationalver-
ſammlung ſind ausgeſchrieben. Ein ungeheures Verantwort-
lichkeitsgeſühl muß die Frauen beſeelen. Sie, die man nie-
mals an den politiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen
Beratungen teilnehmen ließ, werden bei den kommenden
Wahlen, den bedeutungsvollſten, die Deutſchland jemals hatte,
die ausſchlaggebenden ſein. Der Weltkrieg mit ſeinen wirt-
ſchaftlichen Erſchütterungen, dem Zuſammenbruch des Kaiſer-
reichs und des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftslebens brachte den
Frauen die durch Jahrtauſende vorenthaltene Freiheit. Führer
der deutſchen Sozialdemokratie, die heute die höchſten Stellen
in Reich und Staat einnehmen, brachten als erſte Morgen-

abe der jungen Republik den Frauen die politiſche Mündig-
eit. Nun gilt es, dieſes höchſte Recht als Staatsbürgerin

auch würdig zu handhaben und es ſich für die Zukunft zu
erhalten. Und das werden die Frauen tun! Die zwölf Mil-
lionen erwerbstätiger Frauen in Stadt und Land haben am
eigenen Körper die Peitſche des unerſättlichen Kapitalismus
gefühlt, die Hausfrauen wiſſen, wie es ihnen ſchon vor dem
Krieg durch die Zoll- und Steuerpolitik, während des Krieges
durch Wucher und Schleichhandel unmöglich gemacht wurde,
eine gute ſorgenfreie Häuslichkeit zu führen. Das alte Re
giment hat die Frauen beſtohlen um Mutter- und Frauen-
glück, hat ihnen das Leben ſchwer und bitter gemacht. Jhr
Vertrauen gilt der Sozialdemokratie. Der ſtarke Beſuch der
Frauenverſammlungen zeigt, daß die Frauen gewillt ſind,
Abrechnung zu halten und mitzuhelfen an dem Aufbau eines
geſunden Staats und Wirtſchaftslebens, wo auch die Frauen-
intereſſen voll und ganz gewürdigt werden.

Helene Grünberg- Nürnberg.

davon gewußt haben, daß das Geld dem Generalſtab gehörte.
Vorſitzender Leinert teilt mit, daß entſprechend dem Wunſch

der Fraktionen der Kongreß noch heute ſeine Arbeit beenden ſoll.
Es wird deshals die Mittagspauſe verkürzt und die Nachmittags-
ſitzung auf *23 Uhr anberaumt.

Die Nachmittagsſitzung.
V. Feder Leinert verlieſt ein Telegramm des Ceneralkom-

mandos und des Generalſoldatenrats in Münſter i. W., worin im
Gegenſatz zu Ausführungen auf dem Kongreßß erklärt wird, daß
die Verfügung über Auflöſung der Acrbeiter- und Soldatenräte
lediglich eine Weitergabe im Wortlaut der von der Oberſten Heeres
leitung übermittelten Bedingungen für die Beſetzung der neutralen
Zone geweſen iſt. Die Bekanntgabe erfolgte, um die Arbeiter und
Soldatenräte vor Verhaftung durch die Entente in der neu-
tralen Zone zu bewahren. (Ein Zuruf: Hindenburg-Schwindel!)
Geheimberichte der Oberbürgermeiſter, Landräte und Polizeiprä-
ſidenten über die Arbeiter- und Soldatenräte ſind im Kocpsbereich
nicht angeordnet, ſondern nur am 16. November im Benehmen
mit dem Generalſoldatenrat ein einmaliger offener Bericht über
das Zuſammenarbeiten der Soldatenräte mit den Behörden ein-
geſordert worden, um reibungsloſe Mitwirkung der Soldatenräte
zu ſichern.

Aus einem Bericht der Mandatsprüfungskommiſſion ergibt ſich,
daß einige niederrheiniſche Delegierte die Reiſe nach Berlin über
Holland gemacht haben

Verleſen wird weiter eine Erklärung des Kaſſierers und des
internen Ausſchuſſes des Vollzugsrats Berlin, wonach der Rat der
Volksbeauftragen für den Kongreß 100 000 M. zur Verfügung
geſtellt habe. Davon ſind für Diäten, Reiſegelder uſw. 95 000 M.
bereits verberaucht. Die verbleibenden 5000 M. ſind für die ſon
ſtigen Kongreßausgaben viel zu wenig, der Vollzugsrat hat be
reits über 60 000 M. dafür verauslagt. Dem Rat der Volksbeouf-
tragten iſt mitgeteilt worden, daß der Vollzugsrat ſeine Mittel
reſtlos aufgebraucht hat; trotzdem und trotz der bisher eingereichten
vier Haushaltsvorſchläge habe der Rat der Volfsbeguftragten der
Vollzugsrat nicht einmal einen Vorſchuß zur Verfügung geſtellt.
Da alle ſonſtigen Vorſtellungen beim Rat der Volksbeauftragten
nutzlos waren, lehnen der Kaſſierer und der interne Ausſchuß die
Verantwortung für ordnungsmäßige Weiterführung der Geſchäfte
des Vollzugsrats als auch des Kongreſſes ab und erheben



Händen unaufgeklärter Wähler ruhen. Es muß ein

Proteſt gegen die Verſchleppung der Angelegenheit durch den f Selbſtbeſtimmungsrecht, das Grundrecht aller Demokratie, beſtrei

Rat der Volksbeauftragten. ten. Es wäre ein Pyrrhusſieg, wenn wir durch die HerrVorſitzender Leinert: Jch werde dieſe Erklärung dem Rat der ſchaft der A. und S.Räte das Volk enttäuſchen wollten. Das
Volksbeauftragten mit dem Erſuchen, Geld zur Verfügung Volk wird den Sozialismus zur Herrſchaft bringen, es muß nur
zu ſtellen, übermitteln. die Gelegenheit dazu erhalten. Es lebe die NationalVolksbeauftragter Landsberg: Der Vollzugsrat hat uns aller verſammlung und mit ihr das deutſche Voll. 9
dings vier Haushaltvorſchläge eingereicht, aber ich habe ſchon ge Riek-lt Berlin: Alle Achtung vor Däumigs dichteriſcher
dagt, daß dieſe vollkommen unbrauchbar geweſen ſind, und Phantaſie. aber ſeinem Verſtand kann ich keine Reverenz erweiſen.
wir darauf nicht eingehen konnten. Wir haben aber dem Voll (Heiterkit.) Die Geyer, Heckert, Braß und Genoſſen ſind die
gugsrat Fingerzeige dafür gegeben, wie ec den Voranſchlag auf Alldeutſchen der Revolution und Liebknecht würde ihr
zuſtellen habe, wenn er von uns Zahlungen erhalten will. Dieſe Ludendorff ſein,
Dinge ſind jedoch vollſtändig überholt. Bei Eintritt der Mittags wenn ſie ihn an die Spitze ſtellen. (Beifall) Wir wollen die
pauſe heute fragte mich Trippe vom Vollzugsrat, ob der Vollzugs Republik auf reglem Boden, nicht im Wolkenkuckucksheim, das
rat auf Zahlungen rechnen könne. Darauf erklärte ich im Namen ein jeder Wind wegbläft. Soll mit unſerem verhungernden Volk
des Rats der Volksbeauftcagten: Verlaſſen Sie ſich darauf, wir zum zweitenmal va banque geſpielt werden? Dafür
laſſen ſie nicht im Stich, Sie bekommen das Geld, das Sie brauchen, bedanken ſich die Arbeiter und Soldaten. Die beſte Sicherung der
aber wir haben keinen Fonds und müſſen uns zunächſt mit den Errungenſchaften- der Revolution iſt die ſchleunigſte Einberufung
Stellen, die die Finanzen des Reichs und des Staates verwalten, der Nat'onalverſammlung, nach dem Vorſchlag unſerer Partei am
in Verbindung ſetzen; ich ſtehe Jhnen aber dafür, daß Sie nicht 19. Januar.

m Stich gelaſſen werden! Unmitelbar nach Wiederaufnahme der Lampel Hamburg (Soldatenfraktion): Die Mehrheit von uns
Sibung werden wir mit dieſer Erklärung überfallen. Ich über iſt der Ueberzeugung, daß das Räteſyſtem den Separatismus
Jaſſe es Jhrem Urteil, ob zu dieſer Maßnahme des Vollzugsrates fördert und den Aufbau der ſozialiſtiſchen Republik gefährdet.

ine Veranlaſſung vorgelgen hat, (Rufe: Nein!) Wenn wir Soldaten fünf Jahre dem politiſchen Leben entzogen
Trippe (Kaſſierer des Vollzugsrats): Was Landsberg geſagt waren, ſo haben wir unbefangenen Sinnes geſehen. wohin der

hat, ſtimmt, ſoweit es meine Perſon betcrifft. Jch habe ihn aber Bruderkampf der ſozialiſtiſchen Parteien führt. Wir' haben die
ausdrücklich gefragt, ob er mir eine Summe nennen könnte. Seit eroberungsſüchtigen Generäle beſeitigt, wir wollen jetzt nicht die
vier Tagen haben wir immer ſo unbeſtimmte Erklärungen be Herrſchaft der Minderheit. Wir wollen unſere ſozialiſtiſchen Jdeen
kommen, daß der Vollzugsrat bereits geſtern die Abgabe der vor nicht dem Volk
hin verleſenen Erklärung beſchloſſen hat. mit dem Polizeiknüppel einbläuen,Es ſoll nunmehr in die Tagesordnung eingetreten werden. wir werden auch ſo ſiegen, mag es auch länger dauern.

Lipinski- Leipzig Unabhängige Frakticn, zur Geſchäftsordnung): Levinſon Weſtfront (Soldatenfraktion): Der größte Teil der
Der geſtern angenommene Antrag Lüdemann überweiſt dem Zen- Soldaten wünſcht die Nationalverſammlung möglichſt bald. Gegen
kralrat die parlamentariſche Ueberwachung des Rates der über Haaſe weſſe ſich darauf hin, daß das Wahlgeſetz eine Son-
Volksbeauftragten. Das iſt unklar: iſt darunter Mitwirkungderbeſtimmung für die nach dem Wahltag zurückkehrenden Ge
oder lediglich beratende Funktion zu verſtehen fangenen vorſieht

Volksbeauftragter Haaſe: Der Rat der Volksbeauftragten ver Kaul-Offenbach: Der Deutſche iſt und bleibt Roman
ſteht unter der parlamentariſchen Ueberwachung, daß alle Geſetz- tiker und die Anhänger der Rätediktatur ſind es erſt recht. Zu
entwürfe dem Zentralrat vorgelegt, und alle wichtigen Geſetzvor- welchem Zweck iſt denn die Revolution gemacht worden Doch
lagen von ihm beraten werden. Der Rat der Volksbeauftragten nicht etwa, um die Diktatur des Proletarigis zu verewigen. Demo
hält es für ganz ausgeſchloſſen daß bei dieſer Regelung krat'ie iſt unvereinbar wut der Alleinherrſchaft irgend einer Klaſſe.
Zerwürfniſſe mit dem c t r in Inzwiſchen iſt die Minderheit von ihrer Beratung zurückgekehrt.
irgendeinem Fall es nicht zur Uebereinſtimmung kommen, dann 9wird allerdings in einer Zeit wie der gegenwärtigen ein Vakuum Volksbeauftragter Scheidemann:
nicht entſtehen dürfen, ſondern es muß der Rat der Volks Karl Marr kann uns im Augenblick gar nichts helfen,
veauftragten, ſolange er das Vertrauen des Zentralrats hat, der wir müſſen ſo en ſcheiden wie die augenblickliche Lage es uns auf
ihn ja jederzeit abberufen kann, das Recht haben, rechts- zwingt. Die Räte haben manches Gute geleiſtet, aber eine
kräftige Geſetze zu erlaſſen. dauernde Einrichtung ſind ſie nicht. Man hat uns hier Plakate

Fr. GeyerLeipzig (Unabhängige Fraktion): Dieſe Erklärung ter die Naſe gehelen- Alle Macht den Arbeiter und
ſtellt uns nicht zufrieden, ſie verſchiebt die Grundlage des Soldatenräten! Aber man hat uns ſogleich zu verſtehen
Zuſammenarbeitens hier und anderwärts vollſtändig. 9 gegeben, daß man uns

Unter dieſen Umſtänden muß meine Fraktion die Möglichkeit ransſchmeißen wiſl. wenn wir nicht ſo entſcheiden würden,
haben, ſich über die veränderte Situation auszuſprechen, und ich nie es die Leute woſſen, die gerade von der Straße hereinkommen.
bitte daher, die Sitzung auszuſetzen, um meiner Fraktion die Ge- Ein dauerndes Beſtehen der Arbeiter und Soldatenräte würde den
legenheit dazu zu geben. abſolut ſich ren Untergang von Handel und Induſtrie denDieſer Antrag wird abgelehnt. (Heckert-Chemnitz ruft: Ruin des Reiches und unabſehbares Elend für unſer Volk be
Dann ziehen wir uns unter Proteſt zurück, und Sie können ohne deuten. (Lebhafte Zuſtimmung.) Wir bedanken uns für die
uns weiter tagen. Unruhe.) Uebertragung der ruſſiſchen Zuſtände. Gewiß braucht nicht alles ſo

SraßRemſcheid Fraktion der geeinten revolutionären. Arbeiter Wie in Rußland zu kommen, aber die Folgen würden eintreten,
und Soldaten): Nachdem es uns durch die Mehrheit unmöglich ge Und zwar noch viel ſchlimmer als in Rußland. denn in Deutſch
macht iſt. unſere Stellung zum Rate der Volksbeauftragten klarzu land gibt es viel mehr zu zerſtören (Sehr richtigh) Wir wollen
legen, bitte ich Sie, den Kongreß zu verlaſſen und darüber ſchlüſſig eine Diktalur, ſondern die Demokratie. Der ruſſiſche Bol
zu werden, ob wir weiter an der Tagung teilnehmen können. (Große ſchewiemus iſt die Folge einer irrigen Politik. Jch bin für dieUnrube. baldigſte Einberufung der Nationalverſammlung. Wenn das ganze

Ein Teil der Unabhängigen und die Linksradikalen erheben Volk die Verantwortung mit tragen ſoll, muß es auch mit beſtimm
s und ſchicken ſich an, den Saal zu verlaſſen, ein Teil von ihnen men können. (Zuſtimmung.) In einer ſo verzweifelten Lage we
bleibt jedoch zurück, als nunmehr in der fortgeſetzten Aus- bier kann eine Klaſſe gar nicht alſein die Verantwortung tragen.
rache über die Frage der Nationalverſammkluüng Es ſcheint faſt, als 7 manche Kreiſe

ngſt vor der AbrechnungVolksbeauftragter Haaſe haben. Wir glauben, daß das Volk unſere Politik rechtferti
Wort erhält. Er bejaht die Frage nach der Notwendigkeit gen wird. Die Schwierigkeiter Rationalverſammiung. Auch das Kabine tt iſt darüber nis Nicht wir die Seiten die e n ne

Die Räte werden ihre Bedeutung behalten Strittig iſt nur der land ſind. fragen würden, was ſie lieber ſehen: eine Wahl ohne ſieZeitpunkt der Wahlen. Die Reaktionäre aller Echattierungen oder eine Verlängerung des Elends für ihre Frauen und Kinder,

verlangen ſtürmiſch ſofortige Wahlen. Dagegen habe ich Bedenken. ſo werden ſie uns ſagen, daß wir ohne ſie wählen ſollen (Sehr
Man hat eine ganze Reihe von Gründen für ſofortige Wahlen an richtigl) Das Volk iſt reif für die Wahl. Krieg und Revolution
geführt, die ſich nicht als richtig herausgeſtellt haben, aber die Ge haben ihm die Augen gröffnet. Freilich, wenn noch recht lange ſo
fahr in ſich tragen, daß der Entente ſolche Gedanken ſuggeriert gewirtſchaftet wird. wie jetzt vielfach in Betlin dann beſteht die
werden. Wir werden uns niemals gefallen laſſen. daß ſich fremde Möglichkeit, daß die Wahlen gegen uns ausfallen. Aber
Mächte in unſere inneren Angelegenheiten einmiſchen. (Beifall.) Berlin iſt glücklicherweiſ nicht Deutſchland
Gegen zu frühe Wahlen ſpricht einmal, daß unſere Grenzen im (Demonſtrativer Beifall. u e d in B lin
Augenblick ganz ungewiß ſind. Wir achten gewiß das Selbſt Ife die Wahlen verſqebe v w. e der erlin diejenigen,
beſtimmungsrecht der Polen, aber wir verlangen für die Deutſchen e mehr S et r Wir m in machengleichfalls dieſes Recht. (Beifall.) Wir erheben ſchärfſten Spa erſahrien mit Maſcht em edanken uns far die täglichen
SEin ſpruch dagegen, daß die Polen gegenwärtig ſchon die frieg wir woſten r r r wir wollen r rer
Wahlen für Gebiete ausſchreiben, die zum Reich gehören! (Leb- ſichern und der J r i d r t den und Brot unſerm Volke
hafter Beifall.) Dann ſind in den beſetzten Gebieten Wahlen nicht Stün miſch Veiſau. Ein Cribarenh an e 13Fr ep

öglich. Vor allem aber können nicht alle Soldaten ſchon ſo St er eifall. Ein Tribünenbeſucher läßt laute Pfiffe
c Se i ertonen. Vergeblich ſuchen die Diener ihn hinauszuweiſen, erch wählen. Ein großer Teil der Soldaten iſt ſich über die wich- leiſtet Widerſt d ruft in den Sagl: Schilt

Kgſten Fragen noch im Unklaren. Wenn ſogar der konſervative tlaſſent u5 7 u ruft v n Saal: Schlimmer als das Drei-
rer v. Heydebrand vor einigen Wochen ausrief, daß wir regung ur nruhe.)

n und betrogen ſeien, wieviel mehr gilt das für die Soldaten elegramme aus der raine und der Krim ſowie von den
c internierten Kamerg en der Armee Mackenſen verlangenDas Schickſal der jungen deutſchen Republik darf nicht in den ſchleunige Einberufung der NRationalverſamn,

ausreichender Zeitraum dafür beſteben, daß den Wählern und auch Ung. (Großer Beifall
den Frauen, die zum erſten Male wählen, klar gemacht werden CohenReuß hält das Schlußwort und ſetzt ſich ausführlich mit
kann, um was es ſich handelt. Wir wollen reife und aufgeklärte Heckert über den Bolſchewiemus auseinander. Er rechtfertigt dann
Wähler. Wenn die Wahlen etwas länger hinausgeſchoben werden, Haaſe und Däumig gegenüber ſeine Haltung und erklärt, Deutſ
fo ſchadet das gar nichts. Jch fürchte nicht, daß die Maſſen gegen land müſſe jetzt in ſeiner politiſchen, wirtſchaftlichen und militäri-
uns ſtimmen werden. Nach gründlicher Aufklärung muß es uns ſchen Abhängigkeit manches tun und hinnehmen, was es ſonſt nicht

ingen, die junge Republik mit demokratiſchem und ſozialiſtiſchem tun oder hinnehmen würde. An eine ſoziale Revolution in den ſieg
iſt zu erfüllen. (Beifall.) reichen Ententeländern iſt gar nicht zu denken. Auf ein

Zumtofel-Freiburg: Dieſe Haltung verſtehe ich nicht. Wenn ſolches
die r ift, tags ſie gar nicht früh Kartenhaus ſollen wir unſer Schickſal aufbauen

en ug kommen. nun ſchon, denn ſchon, und zwar möglichſt bald. s unſeren et Ret ie e er ffeae an frent eee eee d We ZdetreerlgeWer r Din der a n a er R ß Volkes ſein. (Zebhafter Beifall.ahm-Oſtfront: Nationalverſammlung o Rät ſyſtem heißt Korreferent Däumi Schluß i r ii di ie Erri ten g Schlußwort): Nicht die altbürgerlichee oder Diktatur. Die Errichtung einer Diktatur aber wo ſondern das Räteſyſtem e iteſtelite
von der deutſchen Preſſe als korrupte Kapitalherrſchaft hingeſtellteVerewigung des Bürgerkrieges. Demokratie der Weſtſtaaten wollen Sie jetzt einführen (Lebhafter

Das Räteſyſtem war vielleicht für Rußland richtig, für Deutſch Widerſpruch.) Zum großen Teil werden in die Rationalverſamm-
land paßt es nicht. Es iſt unvereinbar mit dem Aufbau unſerer lung die Leute des bankerotten Reichstages, der nie nach der Macht
politiſchen und gewerkſchaftlichen Arbeiterbewegung. verlangte, kommen. Mit der Stimmze h alle paar Jahre

2uß Heſſen (Demokratiſche Fraktion): Jn Heſſen verlangen wird das deutſche Volk nicht zur politiſchen Aktivität erzogen. Die
alle Parteien die ſofortige Einberufung der Nationalverſammlung. Teilnahme an der Räteregierung wird ihm auch das Verſtändnis
Habt doch Vertrauen zum Volk. es wird Euch nicht enttäuſchenk für ſeine Aufgaben im Produktionsprozeß beibringen. Sie beur

Huſtimmung.) Däumig vermißte jeden Schwung in der deutſchen rung der Anarchie ſteuert und daß nur der Einmarſch der Deutſchen
lution. Es iſt Schwung in der Bewegung, die ganze in die Ukraine Rußland von ſeiner Kornkammer a eſchnitten hat.

ehe Säüddeutſchlands ſteht einmütig hinter uns. (Zuſtimmung bei den Radikalen. Vertreter der Oſtfront tippen
Sroßer Beifall.) Was im dunklen Mecklenburg möglich war, iſt an die Stirn.) Schwer verſündigt haben ſich die deutſchen Prole

im ganzen Reich möglich. (Beifall.) tarier im Waffenrock, die im Jntereſſe des Kapitals zuſſiſo Prole
SarbeKiel: Wir Kieler haben die Revolution zuerſt gemacht jarier niedermetelten. (Stürmiſche Zuſtimmung bei den Radi

nd find gefeit gegen den Vorwurf, daß wir etwa bremſen wollen. zalen. Erregte Gegenrufe der ten.) e die Mit
Aber reiflicher Ueberlegung treten wir für ſofortige ſchuldigen der Kriegspolitik mitregieren, iſt die Verſtändigung mit
Wahlen ein, ſchon damit die deutſche Wirtſchaft möglichſt bald der Entente erſchwert. Das deutſche Volk wird keine bruta ikta
zur Ruhe kommt. Weder Haaſe noch irgendein anderer werden tur üben, es braucht keine Maſchinengewehre und Panzerautos, es
einen Zeitpunkt angeben können, an dem alle Gebietsfragen ent wird mit der Macht des Geiſtes ſiegen. Trotz Jhrer heutigen

ſein werden. Solange können wir mit der Natiovalver- Abſtimmung wird der Ruf „Alle Macht den Arbeiterräten!“ immer
ung nicht warten. Die Aufklärung, die bis zu lauter ertönen, bis auch Sie ſich ihm nicht mehr verſchließen können.

einem längeren Zeitpunkt erfolgen ſoll, beſteht doch nur in einem (Stürmiſcher Beifall bei den Radikalen.)

Es folgt die
Abſtimmung.

Der Antrag, die Waffenſtillſtand kommiſſion zub. auftr ſofort in Verhandlungen e Geſtattung un
beſchränkter Wahlagitation zur ionalverſammiung
in den beſetzten Gebieten einzutreten, wird faſt ein-
ſtimmig angenommen.

Der Ant Geyer re rr raktion), den Wahltermin auf den 16. März anzuſetzen, wird en etwa
50 Stimmen rege en eine etwas nderheitauch die Beſtimmung des Wahlgeſetzes, wo am 16. Februar
gewählt werden ſoll.

Der Antrag Cohen, die Wahl am 19. Jannar
vorzunehmen, wird mit 400 gegen etwa 50

Stimmen angenommen.
(Die Linkeradikalen und einige Tribünenbeſucher brechen in Pfui-
rufe aus, die aber in dem Händeklatſchen der Mehrheit untergehen.

Vorſ. Leinert bezeichnet die Pfuirufe, die mit der Meinungs.
freih it der Delegierten nicht zu vereinbaren ſind, als des Kongreſſez
unwürdig. Lebhafter Beifall. Ein Linksradikaler ſchreit: Schul-
meiſter! Heiterkeit.)

Der Antrag der Demokratiſchen Fraktion, wonach der Kongreß
erwartet, daß die Reichsleitung unter allen Umſtänden für Gewähr-
leiſtung des freien Wahlrechts an alle deutſchen Landesteile
ſorgt, und daß ſie ſich daher mit größter Entſchiedenheit dagegen
wendet, daß fremde Staaten unter Vergewaltigung des Völker
rechts durch Ausſchreibung von Wahlen in reindeutſchen Gebieten
das Selbſtbeſtimmungsrecht des deutſchen Volkes vereiteln, wird
mit großer Mesrheit angenommen.

Ein Prote' g gen alle Abſonderungsbeſtrebungen,
der weiter erklart, daß nur der großdeutſche demokratiſch-
ſozialiſtiſche Einheitsſtaat die Gewähr dafür bietet,
daß das deutſche Volk zur höchſten kulturellen und wirtſchaftlichen
Entwicklung emporgehoben werden kann, wird gleichfalls mit über
wältigender Mehrheit angenommen. (Ledebour, deſſen Refe-
rat auch die Frage der künftigen inneren Ausgeſtaltung Deutſch
lands überwieſen iſt, proteſtiert wütend gegen dieſe Abſtimmung.)

Es folgt der Antrag Däumig: Die Delegiertenverſammlung ſoll
erklären, daß unter allen Umſtänden am Räteſyſtem als Grundlage
der Verfaſſung der ſozialiſtiſchen Republik feſtgehalt n werden ſoll.
Eine Kommiſſion wird mit der Ausarbeitung eines allgemein
gültigen Wahlſyſtems für die Arbeiter Soldaten und
Bauervräte in ganz Deutſchland eingeſetzt. Ferner iſt die Wahl
eines Nationalkongreſſes der Arbeiter- und Soldafenräte vorzu
nehmen. der die Entſcheidung über di Verfaſſungsfrage zu fällen
hat. Bis dahin ſoll ein aus 53 Mitgliedern aus allen Teilen
Deutſchlands gebildeter Zentralrat die höchſte Kontroll
inſtanz ſein.

Vorſivender Leinert: Dieſer Antrag iſt durch die Abſtimmung
über die Nationalverſammlung erledigt. (Widerſvruch der Un-
abhängigen und Radikalen.) Da eine große Fraktion die Ab-
ſtimmung wünſcht, ordne ich ſie an.

Sie iſt auf Antrag der Unabhängigen namentlich.
Es folgt

die wohl des Fentralrats.
veſt Ferr Kongreß beſchlicßt, daß der Zentralrat aus 27 Miigliedern

eſteht.
Ein Antrog Geyer (Unabh. Fraktion) enthält ſolgende

aufhentiſche Auslegung des auf Antrag Lüdemann (Soz. Par'ei)
gefaßten und von Haaſe bereits intervretierten Beſchluſſes: „Der
Zentralrat hat das volle Recht der Zuſtimmung oder Ab-
lehnung von Geſetzen vor ihrer Verkündigung.“

Volksbeauftragter Ebert: Wir ſtehen vor Schwierigkeiten, wie
ſie noch kein hoch niwickeltes Land vor ſich geſehen hat. Sollen ſie
überwunden werden, ſo muß der Regierung ein gewiſſes Maß von
Bewegungsfreiheit bleiben, es muß ein einheitlicher Wille
durch das ganze Land gehen. Vor allem muß die Zentralinſtanz
ſchnell handeln können. Das dem Zentrakrat eingeräumte Recht,
die Mitglieder der Regierung abzuberufen. ſchließt fede Willkür der
Regierung aus und gibt Jhnen die abſolute Sicherbeit, daß alle
Träger der Regierungsgewalt das Vertrauen Jhrer Beauf-
tragten beſitzen müſſen. Damit können Sie ſich genügen laſſen.
Die jetzige Regierung ſteht auf ihrem Platz nicht durch Ernennung,
ſondern auf Grund des Volkswillens. Uns fehlt der ſtagfsrechtliche
Boden der Legislative, uns fehlen die Rohſtoffe und Nahrungs-
mittel; nur ſchnellſtes Handeln kann beim Auftreten wichtiger
Fragen uns retten. Müßten wir zu jedem Geſetz die Zuſtimmung
des Zentralrats einholen, ſo wäre das um ſo unmöglicher, als heute
alles, was ſonſt durch Verordnung des Bundesrats oder der Reichs
ämter beſtimmt wurde, durch ein Geſetz gemacht werden muß. Wir
müſſen z. B. auf televhoniſche Anfragen der Waffenſtillſtands
kommiſſion ſofort die ſchwierigſten Entſcheidungen fällen. Unſere
Freunde von den Unabhänagigen erklären gleich mir, daß wir, wenn
der Kongreß dem Antrag Geher zuſtimmt, die Vrrantwortung un
möglich weiter tragen können. Was auf dem Gebiet
des Zuſammenarbeitens mit dem Zentrakrat geſchehen kann, das
ſoll geſchehen. Aber die Exekutive und Legislative muß in den
Händen der Volksbeauftragten ligen. Das haben Sie geſtern be
ſchloſſen und Sie können es nicht heute in ſein Gegenteil verkehren.
Dasſelbe gilt für Preußen. Wir würden außerſtande ſein,
unſere ſchwere Pflicht dann noch erfüllen zu können, und wir ſind
auch nicht willens, darn die Verantwortung weiter zu tragen. Das
iſt keine Drohung, ſondern lediglich unſere uns durch die Erfahrung
eing prägte Ueberzeugung, und zwar auch die der Vertrauensleute
der Unabbängigen Sozialdemokratie. Deshalb bitte ich Sie,
lehnen Sieden Antrag ab. (Lebhafter Beifall und Hände-
klatſchen bei der Mehrheit.

Obuch (vom Vollzugsrat. unabhängig): Der Ausdruck „parla-
mentariſche Ueberwachung“ ſchließt nicht ohne weiteres das Recht der

Mitwirkung ein. Es handelt ſich um die Volksſouveränität.
Sollen wir die ſechs Volksbeauftragten ſelbſtherrlich regieren
laſſen Allerdings müſſen ſie in einer Reihe von Dingen freie
Hand haben, das Verordnungsrecht der Regierung will niemand
beſeitigen. Sie ſoll etwa im Rahmen des früheren Bundesrats
ſelbſtändig ſein, aber ſchaffen Sie nicht einen ſechsköpfigen Ab-
ſolunsmus. (Lebh. Widerſpruch.) Unſere Bruderparteien in Eng
land und Frankreich würden das nicht verſtehen Hinter der Argu-
mentation von der Erſchwerung der Geſehgebung und Verwaltung
ſteckt etwas anderes. Proletarier, ſeid auf der Hut, haltet feſt an
Eurem Recht! (Beifall b. d. Minderheit.)

Volksbeauftragter Varth: Wenn Ebert vor der Abſtimmung
über die Nationalverſammlung ebenſo leidenſchaftlich erklärt hätte,
daß man nicht ſo ſchnell arbeiten könne, wenn man mit parla
mentariſchen Jnſtanzen beraten muß, dann hätte er die National-
verſammlung zu Fall gebracht, denn mit 27 wird man viel leichter
einig als mit 500. Gegen 6 Menſchen ſät man viel leichter Miß
trauen als gegen 6 und 27. Das Vertrauen und die Hoffnung der
breiten Maſſen iſt auf eine ganz andere Baſis geſtellt, wenn der
Zentralrat mitzubeſchließen und zu kontrollieren hat. Jn den
letzten Wochen wäre es mir einige Mal lieber geweſen.

ich hätte die Diktatur in Deutſchland ganz allein gehabt.

(Zuruf: Das wäre ſehr ſchön geweſen! Große Heiterkeit.) So
notwendig war raſcheſtes Handeln. Widerſpruch Lede-
bours.) Aber, lieber Ledebour, hätten Sie dieſe Diktaturgelüſte nicht
auch gehabt (Stürmiſche Hetterkeit.) Nehmen Sie dieſen Antrag
an, dann gewinnen wie das Vertrauen der Maſſen. (Beifall.)

Lüdemann beankragt namens der ſozialdemokratiſchen Fraktion,
es bei der Erklärung Haaſes bewenden zu laſſen.

Volksbeauftragter Landsberg: Gegenüber dem klaren Beſchluß
Gezänk der Redakteure der verſchiedenen Richtungen Vorſitzender Leinert teilt eine Erklärung des geſamten von heute morgen iſt keine nähere Erklärung nötig. Die „parla-

M der Partei Siſenbahnvperſonals im Oſten är ſhleunigſte Einberufung mentariſche Bewachung“ kann nur in einer Kontrolle der Beſchluß
(Soldatenfraktion) Millionen warten auf die einzige der Nationalverſammlung mit. Rufe der Radikalen: Stimmungs- faſſung beſtehen. Außerdem ſteht es dem Zentralrat ſa jederzeit

ung, die es geben kann. Ein Sozialiſt kann nicht das machel), frei, die Volksbeauftragten u entlaſſen Es hat zwiſchen dem
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Vollzugsrat und dem Rat der Volksdeauftragten manchen Skreit ge

aber man hat uns ule enllaſſen,

ondern das Recht der Exekutive uns zuerkannt. Wird der Antrag
ver angenommen, dann haben wir eine 33köpfige Regierung, d. h.gar keine. (Heiterkeit.) Die 38 Mann können wohl eng Bebalten

pflegen, aber keine ſchnellen Entſchlüſſe faſſen. Warum ſoll der Zentral
rat nur im Reich und in Preußen und nicht auch in den andern
Bundesſtaaten die Legislative haben. Die Frage lautet:

Soll der Rat der Volksbenuftragten arbeiisfähig ſein oder uicht?
Wir ſagen ja, darum l hnen Sie den Antrag ab. (Beifall.)

Ein Schlußantrag wird angenommen. Die Unabhängigen Sozial
demokraten beantragen über ihren Antrag namentliche Abſtim-
mung, desgleichen über den Antrag Lüdemann. Unter großem Lärm
wird ſo beſchloſſen.

Vorſ. Leinert teilt mit, daß der Antrag Däumig mit 98 gegen
z Stimmen abgelehnt wurde. Der Antrag Reinartz-Kaſſel wird zu
rückgezogen.

Bei der Wahl des Vollzugsausſchuſſes erklärt B im Auftrder Unabhängigen Sozialdemokraliſchen Partei, feine et
ſich nicht offiziell an der Wohl beteiligt. Darauf wird die Liſte

der Mehrheiisſozialiſten angenommen.
(Große Unruhe. Zurufe: Jhr ſeid Helden! Fehlt noch Ludendorff!)

Die Radikalen drohen mit den Fäuſten. und ſtürmen auf die Mehr
Pſſeg Wen ein. Endlich gelingt es dem Vorſitzenden, Ruhe zu

en.

Ein VBerkreter des 53er Ausſchuſſes nimmt das Wort, um ſich
gegen die geſtrigen Ausführüngen des Gouperneurs von Kiel zu wen-
den. Ueber die Verminderung des 53er Ausſchuſſes hat die Marine
zu entſcheiden und nicht dieſer Kongreß. Beifall bei den
Linksradikalen und auf den Trbünen.)

Die Anträge Nr. 12, 21 und 23 werden dem neuen Voll
zug srat überwiesen.

Lüdemann beantragt, die beiden nächſten Punkte der Tagesordnung
„Sozialiſtkerung“ und „Friedensfrage“ ahzuſetzen. Ueber
dieſen Antrag entſpinnt ſich eine außerordentlich ſtürmiſche Debatte.
Die Linksradikalen ſchreien wild durcheinanders und die Tribünen tun
es ihnen gleich. Nachdem ziemlich eine Stunde lang ſo diskutiert
und jedes Wort der Redner im Lärm untergegangen iſt, gelang esendlich dem Vorſitzenden, Ruhe zu ſchaffen s wurde beſchioſſen die

Sitzung zu vertagen und morgen die beiden letzten Punkte der Tages
ordnung zu verhandeln.

Schluß 934 Uhr
Nächſte Sitzang Freitag vormittag 9 Uhr.

Auf, in den Wahlkampf!
Es ſind nur noch vier Wochen, die uns von dem ent

ſcheidenden Wahltag trennen. Von einem Wahltag, der ſo
ſchickſalsvoll für das deutſche Volk ſein wird, wie keiner zu
vor. Denn dieſe Konſtituante entſcheidet über den Abſchluß
des Friedens, über das künftige Verhältnis Deutſchlands zu
den anderen Völkern und über die Neueinrichtung des Reiches
in allen ihren weſentlichen Grundzügen. Jſt die National-
verſammlung erſt einmal zuſammengetreten, wird keine Zu-
kunft mehr die Spur ihrer Entſcheidungen und Beſchlüſſe
zu verwiſchen vermögen.

Bis zu dem Wahltag gilt es alſo, eine ungeheuere Auf-
klärungsarbeit zu leiſten. Von vierzehn Millionen iſt die
Zahl der Wähler auf vierzig Millionen geſtiegen. Aber wem
die Revolution das Wahlrecht gibt, dem muß ſie auch zu
trauen, daß er davon den richtigen Gebrauch zu machen ver-
ſtehen wird. Doch trotzdem bleibt die Aufgabe groß, dieſe
ungeheuere Wählerſchaft, die noch nie gewählt hat, für die
Partei zu gewinnen und ſie vor jeder Jrreführung und Stim
mungsmache zu ſchützen. e

Die Sozialdemokratie tritt erhobenen Hauptes in den
Wahlkampf ein. Sie hat die Verantwortung für die Kriegs
politik der geſtürzten Regierung ſtets weit von ſich gewieſen,
aber ſie hat bei ihrem Handeln nie darauf zu achten vergeſſen,
daß nicht etwa durch ſie die Niederlage des deutſchen Volkes
herbeigeführt wird. Wenn wir jetzt den Waffenſtillſtand an
ſehen, den die Feinde uns auferlegen, wenn wir voraus-
ſchauen auf den Frieden, der uns droht, dann müſſen wir uns
glücklich ſchätzen, daß wir mit dem reinſten Gewiſſen vor der
Welt erklären können: uns trifft an dieſem Schickſal Deutſch
lands keine Schuld. Keine Hilfe kommt uns von den
franzöſiſchen und engliſchen Arbeitern. Wehe denen, die ſie
dem deutſchen Volk in Ausſicht geſtellt haben! Selbſt die
franzöſiſchen Sozialiſten erklären jetzt, daß man in Elſaß-
Whringeß nicht erſt abzuſtimmen brauche das Land habe
ſchon überwältigende Beweiſe ſeines Willens gegeben, wie-
der zu Frankreich zu kommen! Der ſchwerſten Niederlage ſetzt
ſich in allen Wählerverſammlungen aus, wer jetzt nach den
Erfahrungen der Niederlage noch Kritik daran übt, daß die
ha deinorratje ihr Beſtes getan habe, um ſie zu ver

üten.
Auf der andern Seite haben Demokratie und So

zialismus die Bahn frei. Kein Menſch mehr in
Deutſchland, der eine andere Regierungsweiſe als die demo-
kratiſche vorzuſchlagen wagte! Wen ſollte er denn auch als
Herrſcher präſentieren!?? Wir trauen freilich den November
demokraten denen, die erſt am Tage nach dem Sieg der
Revolution ihr demokratiſches Herz entdeckt haben nicht über
den Weg, aber ſchon ihre Heuchelei iſt der beſte Beweis für
den Sieg der Revolution. Und den Sozialismus zwingen
uns die Verhältniſſe ſelber auf. Der Sozialismus iſt für
das deutſche Volk die notwendige Lebenskuft geworden.

Nun auf, in den Wahlkampf! Für Sozialismus und
Demokratie!

Wahlen und Parteieinigkeit.
Die Vorverlegung des Wahltermins auf den 19. Januar

ſtellt die Partei vor eine ungeheure Aufgabe. Jnnerhalb
4 Wochen ſoll die größte und entſcheidenſte Wahlſchlacht ge-
ſchlagen werden. Von 40 Millionen Wählern und Wählerinnen
gilt es mindeſtens 20 Millionen für die Sozialdemokratie zu
gewinnen.

Gleichwohl herrſcht überall Zuverſicht. Noch nie iſt die
Sozialdemokratie unter ähnlich günſtigen Bedingungen in den
Wahlkampf gezogen. „Wir ſchaffen es,“ ſo lautet die allge
meine Meinung. Nur eins erfüllt mit Beſorgnis, das iſt die
Parteiſpaltung. Sie verhindert die Arbeiterſchaft, den Kampf
geſchloſſen gegen das Bürgertum zu führen und jede Parole
auszuſchalten, außer der einen, die der Leitſtern des Wahl
kampfes ſein muß: „Hie Sozialismus hie Kapitalismus!

Auf dem Kongreß der A. und S.-Räte iſt in letzter
Stunde noch einmal der Antrag auf Eingung der beiden
ſozialdemokratiſchen Gruppen geſtellt worden. Frontſoldaten
haben ihn auf das wärmſte defürwortet. Aber die Unab-
hängigen lehnten ihn von vornherein mit hochmütiger Mieneab. Sie ſt Bedingungen, als ob ſie über die alte Partei
triumphiert hätten, wie die Entente über Deutſchland.

Die Unabhängigen werden ſehen, wie weit ſie mit dieſer
Politik kommen. Jede Abſtimmung auf dem Rätekongreß
bedeutete für ſie eine ſchwere Riederlage, erbrachte den Beweis, daß ſie wirklich nur einen ſehr ſcicheidenen Bruchhteil

der Maſſen hinter ſich haben. Die allgemeine Wahl zur
S ationalverſammlung wird dieſen Eindruck höchſtens noch
verſtärken. Dazu ziehen ſie ſelber völlig zerſpalten und zer-
riſſen in den Wahlkampf. Jn ihrem eigenen Schoße hat ſich
wieder eine Partei der „Regierungs-Sozialiſten“ und der nun
mehr noch immer „Unabhängigen“ gebildet. Das konnte nicht
deutlicher zum Ausdruck kommen, als in dem Augenblick des
Kongreſſes, in dem eine Erklärung Haaſes für die Unab-
en zum Anlaß wurde demonſtrativ den Saal zu
verlaſſen!

Die Unabhängigen ſind noch eine Organiſation, aber
keine Partei mehr. Zur Partei fehlt ihnen das individuell
beſtimmte Programm, daß ſie von anderen Parteien unter
ſcheidet. Der Flügel, der hinter den Regierungsmitgliedern
Haaſe, Dittmann und ſelbſt Barth ſteht, kann wohl gelegent-
lich mit heftigen Worten auf die Mehrheitsſozialiſten
ſchimpfen, aber praktiſch keine andere Politik treiben, als die
alte Partei. Der linke Flügel aber ſteht ſo nahe an Spartakus,
daß er praktiſch nur in der Gefolgſchaft Liebknechts exiſtieren

kann. Liebknecht und die alte Sozialdemokratie ſind klare
Gegenſätze, aber für das Mittelding der „Unabhängigen
Partei“ iſt weder begrifflich noch tatſächlich Raum vorhanden.
Bei einer Teilung zwiſchen der alten Partei und Spartakus
würden die Mitglieder der U. S. P. reſtlos aufgehen. Auf
die Dauer wird den Maſſen jedenfalls die Notwendigkeit
dieſer Partei nicht klarzumachen ſein, ein kleinerer Teil wird
ſich für Spartakus, der größere für die alte Partei ent-
ſcheiden.

Aenderung des Reichswahl-
geſetzes.

Die Wählerliſten ſind vom 30. Dezember ab
aus zulegen.

Mit Rückſicht auf die Vordatierung der Wahlen zur verfaſſung
benden deutſchen Nationalverſammlung vom 16. Februar auf den

9. Januar waren einige Aenderungen am Reichswahlgeſetze notwendig,
die im Reichsgeſetzblatt vom 20. Dezember (Nr. 6587) veröffentlicht
werden.

Bei dieſen geſetzgebenden Aenderungen hat ſich die Regierung von
dem Gedanken leiten laſſen, die Intereſſen der Wählerſchaft und der
Parteileitungen nach Möglichkeit zu wahren. Es bleiben daher die für
die Wählerſchaft wertvollen Friſten unverändert, nämlich die Ausle-
gungs- und Einſpruchsfriſt für die Wählerliſten. Ebenſo ſoll
den Parteien ſolange wie möglich Zeit gelaſſen werden, ſich über die
Wahlvorſchläge zu verſtändigen. Jn Verfolg dieſer leitenden
Jdeen iſt im Paragraphen 2 der Verordnung im Reichsgeſetzblatt Ab
ſatz 1 mii Rückſicht auf die Kürze der Zeit zwar beſtimmt, daß di
Wählerliſten zu jedermanns Einſicht am 30. Dezember (nicht mehr
wie es im S 9 Abſatz 2 des Reichswahlgefetzes hieß, ſpäteſtens vier
Wochen vor dem Wahltag) aus zulegen ſind. Aber die für die
Wählerſchaft wichtige Dau r der Auslegung bleibt mit einem Zeit-
raum von acht Tagen beſtehen. Die Wähler haben alſo trotz der
Vorverlegung der hl genau dieſelbe Friſt, Einſicht in die Wähler
liſte zu nehmen, wie nach den urſprünglichen geſetzlichen Beſtimmungen.

Nach dem zweiten Abſatz des S 2 ſind Einſprüche gegen die
Wählerliſten durch die Behörden binnen einer Woche zu erledigen.
Bisher war beſtimmt: Jnnerhalb der nächſten 14 Tage 9 Abſ. 3).)
ie Beſtimmung, daß die Einſprüche gegen die Wählerliſten bis zum

Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der Gemeindeverwaltungsbehörde an
zubringen ſind, wird durch die Anordnung des S 2 nicht alteriert.

Die Wahlordnung für die Wahlen zur verfaſſungsgebenden
Nationalverſammlung iſt gleichzeitig mit den Beſtimmungen über die
ren Friſten im Reichswahlgeſetz in einigen Punkten geändert
worden. Reichsgefetzblatt Nr. 6588 8 2 Abſ. 3 beſagte bisher, daß „in
den Städten die Wählerliſten in der Art ang legt werden“ dürften,
„daß die Straßen nach der alphabetiſchen Reihenfolge ihrer Namen,
innerhalb der Straßen die Häuſer nach ihrer Nummer und innerhalb
jedes Hauſes die wahlberechtigten in alphabetiſcher Reihenfolge einge-
tragen werden.“ Nunmehr iſt di:ſe Beſtimmung ganz allgemein ge-
halten; ſie bezieht ſich al o nicht nur auf die Städte. Die Aenderung
iſt erfolgt mit Rückſicht auf große Jnduſtriegemeinden, denen das Stadt
recht noch nicht verliehen iſt, die aber bereits ſtädtiſchen Charakter tragen.

Dem S 29 der Wahlordnung, der von der Beſtimmung des Rau-
mes handelt, in dem die Wahl vorzunehmen iſt, iſt ein Abſatz 2 zuge-
fügt worden, wonach in großen Stimmbezirken die Wahlen gleichzeitig
in zwei verſchiedenen Räumen desſelben Gebäudes vorgerommen wer
den dürfen, wenn die Voraus'etzung beſteht, daß die Muſterliſten nach
G. ſchlechtern getrennt angelegt ſind oder ſonſt geteilt werden können.
Beide Räàume müffen dic vorgeſchriebenen Einrichtungen enthalten.
Jn dem zweiten Wahlraum iſt ein Stellvertreter des Wahlvorſtehers
zur Leitung der Wahl derufen Es ſoll für den zweiten Raum auch
ein beſonderer Schriftführer beſtellt werden. Dieſe neue Anordnung hat
ſich als wünſchenswert herausgeſtellt im Hinblick auf die außerordent-
liche Vermehrung der Wählerzahl und auf den vorausſichtlich ehr
ſtarken Andrang zur Wahl zu gewiſſen Tageszeiten. Ausdrücklich ſei
hervorgehoben, daß der zweite Raum nicht etwa eine andere Ecke
desſelben Wahlraumes fein darf, ſondern ein davon getrenntes Zimmer
ſein muß, daß aber andererſeits der zweite Raum nicht etwa in einem
anderen Hauſe untergebracht werden darf.

Jm S 3 der Verordnung wird um Abänderung des F 11 Abſ 1
des Reichswahlgeſetzes beſtimmt, daß die Wahlvorſchläge ſpä
teſtens am 4. Januar 1919 (ſtatt ſpäteſtens am 21 Tage vor d m

52 beim Wahlkommiſſar einzureichen ſind. Damit verkürzt ſich
die Zeit für de Einreichvng der Wahlvorſchläge von 21 auf 15 Tage,
eine Maßnahme, die den Parteien die Möglichket gibt, ohne Ueber
ſtürzung ihre Kandidatenliſte in Ordnung zu bringen.

Abſatz 2 des S 3 beſtimmt, daß die Wahlkommiſſare die in S 12
der Wahlordnung vorgeſchriebene Aufforderung zur Enreichung
der Wahlvorſchläge ſofort (im S 12 hieß es ſpäteſtens vier
Wochen vor dem Wahltag) zu erlaſſen haben. Die Verbindung
mehrerer Wahlvorſchläge miteinander kann nach S 12 Abſ. 2 des
Reichswahlgeſetz s noch ſpäteſtens ſieben Tage vor dem Wahltage beim
Wahlkommiſſar ſchriftlich erklärt werden. An die'er Beſtimmung wird
nichts geändert; ebenſowenig an der Anordnung des S 17 Abſ. 2 der
Wahlordnung, wonach die Mängel der Wahlvorſchläge und
ihrer Verbindungen nur bis zum ſiebenten Tage vor dem hltage
beſeitigt werden können. Auch dieſe Beſtimmung des S 18 der Wahl
ordnung, wonach Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Wahl-
kommiſſar Bedenken erhebt, bis zum ſiehenten Tage vor dem Wahltag
durch andre erſetzt werden können, wenn mehr als die Hälfte der
Unterzeichner des Wahlvorſchlages einen entſprechenden Antrag ſchrift
lich ſtellen, iſt unverändert geblieben.

Aus alledem geht hervor, daß die Beſchleunigung der Vornahme
der Wahlen für die Wählerſchaft und für die Arbeit der Parteien ohne
nachteiligen Einfluß bleiben wird.

Die Landung der Polen in Danzig.
Danzig, 20. Dezember. Die Regierung Ebert-

Haaſe telegraphierte dem Danziger Magiſt rat: Die
Reichsregierung hält es für ihre Pflicht, die deutſche Stadt
Danzig zu ſchützen und alles aufzubieten, um ſie
dem Deutſchen Reiche zu erhalten. Erzberger telegraphierte,
er habe die Waffenſtillſtandskommiſſion in Spa beauftragt, nach
drücklich Proteſt gegen die Landung eines polniſchen Heetes in
Danzig zu erheben.

Polniſche Gewalttätigkeiten gegen deutſche
Soldaten in der Akraine.

Auch in der Ukraine fangen polniſche radikale Elemente jetzt
an, die Deutſchen als vogelfrei zu betrachten. Wie aus Kiew
gemeldet wird, rotteten ſich in Odeſſa Polen zuſammen und ver
ſauchten, deutſche Militärantes zu rauben. Die Deutſchen ſetzten ſich

zur Wehr und es gelang ihnen, einen Teil der Räuber feſtzu
nehmen. Deutſcherſeits ſind ein Leutnant, ein Vizefeldwebel und
ein Oberjäger als Opfer des verbrecheriſchen Anfalls zu beklagen.
Auf ſeiten der polniſchen Räuber waren auch einige Tote zu ver
zeichnen.

Politiſche Neberficht.
Deutſches Reich.

Der neue Staatsſekretär des Auswärtigen.
Als Nachfolger von Dr. Solf iſt der bisherige Geſandte in Kopen

hagen, Graf Brockdorff-NRantzau, zum Staatsſekretär des Aus
wärtigen ernannt worden.

Preußen und die Wahlen.
Das Wahlgeſetz zur preußiſchen Nationalverſammlung wird

heute verabſchiedet werden. Das preußiſche Miniſterium des Jnnern
hat vorläufig die Behörden angewieſen, die von der polniſchen
Regierung in Warſchau ausgeſchriebenen Wahlen, die den Be-
dingungen des Waffenſtillſtandsvertrages Hohn ſprechen, nicht zu
geſtatten. Gleichzeitig hat das Juſtizminiſterium darauf hinge-
wieſen, daß die Beteiligung an dieſen Wahlen eventuell unter den
Hochverratsparagraphen fällt und die Annahme der Wahl als
Amtsanmaßung zu beſtrafen iſt. Auch in der Preſſe erhebt ſich in
wachſender Stärke der Widerſpruch gegen die polniſche Anmaßung,
die unter heuchleriſchen Beſchönigungen ſchon vor dem Vorfrieden
vollendete Tatſachen zu ſchaffen ſucht.

Keine Munitionsherſtellung mehr.
Es iſt aufgefallen, daß in manchen Gegenden Deutſchlands

immer noch Munition hergeſtellt wird. Wie wir erfahren, wird mit
dem 81. Dezember die geſamte Munitionsherſtellung aufhören.
Das Demobiliſationsamt hat die Einſtellung der Fabrikation bereits
verfügt und die Fabrikation bis zum 31. Dezember nur noch in
einigen Bezirken zugelaſſen, wo die plötzliche Einſtellung kata
ſtrophale Folgen hätte haben können.

Was die A. und S.-Räte dem Reiche retten.
Aus Mannheim wird uns geſchrieben: Jn der bürgerlichen

Preſſe kehrt in ſtändig wechſelnder tendenziöſer Aufmachung die
willkürliche Behauptung über die ungeheuern Koſten wieder, die
die A.- und S.-Räte verurſachen. Was ſie der Allgemeinheit retten,
wird nie erwähnt. Dabei hat der A.- und S. Rat Mannheim allein
in einer Woche Unbefugten abgenommen: 40 Zentner Zucker,
30 Zentner Mehl, 1000 Laib Brot, 300 Büchſen Fleiſch, Konſerven
und Milch, je 1500 Paar Oberkleider und Unterhoſen, 181 Paar
Schnür- und Schaftſtiefel, 2 Laſtautos mit neuen Gummi-
bereifungen und Schläuchen (Wert über 100 000 M.) 8 Wagen,
43 Pferde und unzähliges andere Material im Werte von vielen
hunderttaufend Mark, die allein reichen würden, die Koſten ſämt-
licher A. und S.-Räte Badens auf unabſehbare Zeit zu beſtreiten.

Die Lebensmittelverſorgung.
Jn der Sitzung der nationalen Waffenſtillſtandskommiſſion vom

20. Dezember in Spa wurde von dem Vertreter der deutſchen Regierung
eine Note überreicht, nach der die norwegiſche die britiſche
Regierung gebeten habe, ſechs deutſchen ſich in Helſingör oder auf
dem Wege dorthin befindlichen, mit norwegiſchen, gemäß dem ameri-
kaniſchen Abkommen zur Ausfuhr freigegebenen Fiſch-
produkten beladenen und ebenſo einigen deutſchen noch in deut
ſchen Häfen mit Rohmaterial für Norwegen beladenen Dampfern Ge
leitſcheine bis zum Beſtimmungsort zu erteilen. Jm Jmereſſe der
Lebensmittelverſorgung Deutſchlands wurde dieſes Erſuchen von der
deutſchen Regierung unterſtützt.

Die ſchwierige Stellung der Anabhängi nVolksbeauftragten. s
Die ſchwankende Haltung der unabhängigen Sozialdemokratie und

der Umſtand, daß ihre Vertreter im Kabinett die Fraktion nicht m
geſchloſſen hinter ſich haben, ſchafft eine ſehr ſchwierige Situation. Es
ſcheint, daß der linke Flügel der Unabhängigen die Vertreter der
Geſamtfraktion im Kabinett bloßſtellen und dadurch zum Rücktritt
zwingen will. Dadurch wird natürlich die Geſamtpolitik der unab-
hängigen Sozialdemokratie weſentlich geſchwächt und ihre Verhandlungs-
fähigkeit gemindert. Es ſcheint nur zwei Löſungen zu geben, daß
Hagſe und Dittmann aus der hinterhältigen Politik eines Teils ihrer
Fraktionsfreunde die Konſequenzen ziehen, indem ſie entweder die
Tiſchgemeinſchaft mit ihnen aufheben oder eine ſtraffe Fraktionspolitik-
durch'etzen. Oder ſie müſſen ſich mit einer gewiſſen Minderung ihrer
politiſchen Wirkſamkeit begnügen, wenn ſie nicht mehr als vollgültige
Vertreter ihrer Fraktion, ſondern nur mehr oder minder auf Grund
ihrer perſönlichen Eigenſchaften im Kabinett ſitzen.

Die Waffenbeſchlagnahme.
Heute wird das Miniſterium des Jnnern die Beſtimmungen über

Waffenbeſchlagnahme veröffentlichen. 4

Schweden.
Der Achtſtundentag in Schweden.

Jm ſchwediſchen Reichstag erklärte der Miniſter des Jnnern, daß
die Regierung in der nächſten Seſſion eine Vorlage über Einführung
des Achtſtundentages und Beſeitigung der Nachtarbeit in gewiſſen In
duſtrien einbringen werde.

Heäire ehe
ch NIiollenkamp?

Sonntag von l bis 5 Uhr geöffnet-



Knaben und Jünglings- Anzüge
fertig vorrätig in guten Qualitäten

Hüte, Mäützen, Krawatten, Hosenträger, steife und
Wweiche e en. Handschuhe, Taschentücher usw. us W.

in großer Ausvahl und zu mäßigen Preisen

Endepols K Dunker

Praktlſche elhnachtsgeſchenke

[1883

e Ratte a r m

se Bekanntmachung.
Vom 23. Dezember d. J. an fahren die Züge 20

und 24 von Halle 35 Minuten und die Züge 21 und 25 Große Ulrichstr. 50
von nete de D ab. d vahrpläne für den Vorortverkehr ſind auf den Statio 1800t zum gen s gebracht und können daſelbſt einge- ſt Weihnadhto Gehen el Obergeschoß.

ehen werden ualle a. S., den 19. Dezember 1918. 7g Halle-Hettſtedter Eiſen bahn. Ausstellung von Möbeln
Bekanntmachun Besonders preiswert: für Küchen, SchlafzimmerTuo; g. Wej Batist-k 9.75 5.50 375 unch Wohnräume.FreibankVerkauf. eisse Hatist- Kragen 26

Zum Freibank-Verkauf am 23. Dezember 1918 werden 50 Besichtigung und Annahme von Kaufanträgendie Jnhaber ſagen men gen Untertaillen reizend gearbeitet 12.50 5 daseſbst täglich von 9 bis Uhr
2 5Salle, den 19. Dezember 1918. Der Magiſtrat. i Hallesche Fürsorgestelle für2333 Taschentücher alle Preislagen in Batist-Leinen. Wohdüngssſnſſcimngen G. m. b. H

r. Praxis d. Noehte Perſtaschen etete Neudeiten gfs H.P. Med. Noente 12.50 11.26b Straße 7 7 ß 50ayrechet. s e uyger Straße Sßeitlene Theaterbeutel 120 80 7
Leder-Handtaschen i 7
Straussfecler-Halsrüschen

48. 35. 25.25 16.50
Moclerne Halsketten 322 250
Seidene Unterröcke 375 32
Seidene Blusen 33.7 Ag

entzückende Neuheiten [1282

M. Schneider

wochentags vone
„Wintergarten“

Direktion: Georg Arndt des halleſchen

Kochkisten Verkauf
10 bis 12 Uhr

Rathausſtraße 17 I.
hauswirtſchaftliche Beratungsſtelle

Frauenbundes.

Das Stopfen der Kochkiſten wird un-
entgeltlich gezeigt.

Halle, Leipziger Straße 94
Inh.: Johannes Hagenow.

kröftnung

Sonntag, den 22. Dez. 222 in großer Auswahl.

von 1-1 Vhr Groß-NMatinee n
[1885

Täglich ab A Uhr nachmitt.

Hanöschuhbe z Meufhans
große Auswahl l1881

Splelwaren

Puppen Schaukelpferde Schlitten

Leipziger Straße 87. [1876 7

Besonders vorteilhaft

I. Elban

Habe noch Stoffe für
Ulster, Paletots,

voesese

Großes Sportfest

Böttcher
gesucht für dauernde Beschäftigung. M ö be J Emptenie pe gre8 Lauchstädter Str. 27, I.
Buk-Guldenwerke Chem. Fabrik gamnen üohnungs -tinriätungen. r ect Zame ſught

möbliertes Zimmer. Kleine

Aktiengesellschaft

Gegr. 193. F. C. SigeHerpf Fernruf 2363.

Untere Leipziger Straße 9, gegenüber der Kirche. Hosen sowie gute fer
bunte u. weide Westen

h Hſgſssgssgss en derickeſmügen ſisezu berücksichtigen. [1822

O. Zschäpe
ar

30wie bigen boln, boln, desonders Ulrichſtr. 8, Konfitürengeſch.
zhöno öcloftinmer, holtenb. Wittenberg, Bez. Halle Te I2 a v J T 7 ahawraß. Sofas Kleiderscränke Privatschule

Sechilder
Merfkos, Köchenmöbel aller für Malen u. gewerbl.

Kredit auch nach aus wüärts. Zeichnen für Damen u.

d F t Möhbel- ſ1270 Herren. 1808s2 u C J Ausstattungs-Geschäft, m Ausbüdung für technischen
Bureaudienst.

Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 58, H., II. Etage. I. n Zugert
Anmeldungen täglich
Steinweg 17. III.

jeder Art [1752Erich Raack, Fischerplan l.

kl. P. Jigarren u. digaretten

ſowie etwas Shagtabak hat
abzugeben
Z. chäpe, Lauchſtädterſtr.27,1.

O Stadtbad. O
Haut- und Haarpilege-Raume,

„Fara-Haarkuren ertolgsich.
Kopfwàäsche, „Fara“-Massagen,
Haarentfettungs«kur, Kräuter-Be-

handlung. W Ges. chts-Kräuter-
Dampibäder, unsichthare Haut-
schälkur We gjot Jugendfrischa,
behebt Erschlaffungen, Bese. t
gung von Mitessern, Gries, tetth.,
großporig., spröd. Haut, Sommer-
sprossen, Gesich. s-, Masenröte,
Leberfieck., Warzan, Damenbarie

schmerz- u. narbenl., Hand- u.
Fußpflege. Tel. 843. 1674

Schuhe
und Stiefel

werden veſotzlt und repa

riert 1900Burgſtraße 48, p.



Sicherung der Errungenſchaften der Revolution zu ſchaffen.

Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 296. Halle, Sonnabend den 21. Dezember 1918. 2. Jahrgang

Halle und Saalkreis.
Halle, 21. Dezember 1918.

Auf zur NVationalverſammlungs
wahl.

Der Rätekongreß hat mit großer Mehr-
Prt beſchloſſen, die Wahlen zur Nationalverſammlung bereits am
9. Januar vorzunehmen. Wohl hat niemand etwas anderes als eine

Vorverlegung des auf den 16. Februar feſtgelegten Wahltermins er
wartet, trotzdem aber geht es wie ein Aufatmen durch das Volk

Alles zwingt und drängt dazu hin, konſtante Verhältniſſe zu
ſchaffen, einen Unterbau zu errichten, auf dem weitergebaut werden
kann. Aber es iſt ja in den Wochen und Tagen vor der Entſcheidung
ſo viel geredet und geſchrieben worden über die Notwendigkeit des
baldigen Zuſammentritts der Nationalverſammlung, daß es ſich er
übritzt, nochmals darauf einzugehen.

Rur ganze vier Wochen trennen uns noch von dem Tage, wo das
deutſche Volk über ſein ferneres Schickſal zu entſcheiden hat. Die erſte
deutſche Nationalverſammlung iſt berufen, das Grundgeſetz r die

zu iſt
vor allem eine ſozialiſtiſche Mehrheit nötig. Und darum können wir
dem unabhängigen Volksbeauftragten Dittmann nur beiſtimmen, wenn
er äuf dem en die Wahlparole ausgab: „Hie Sozialismus

Kapilalismus! ein Alom Kraft darf vergendet werden im Bruder
pf.
Nicht ſcharf genug werden wir im Wahlkampf den Gegenſatz her-

vorkehren können, der zwiſchen der bürgerlichen und ſozialiſtiſchen Welt
anſchauung beſteht Immer und immer wieder müſſen wir darauf hinweiſen daß die bürgerlichen Part-ien, die jetzt unter ſo verſchiedenerlei

klangvollen Namen fegeln, es ſind, die durch ihre Politik in der vor
revolutionären Zeit die gegenwärtigen Schwierigkeiten, mit denen das
deutſche Volk jetzt hart um hart kämpfen muß, verſchuldet haben. Mit
einer Unverfrorenheit gehen die neugebackenen „Volksparteien“ daran,
dem Volke wie einſt in altersgrauer Zeit gruſelig zu machen vor dem
Sozialismus, prophezeien Hunger und Elend unter einer ſozialiſtiſchen
Geſellſchaftsordnung und wollen glauben machen, daß wir unter dem
kapitaliſtiſchen Syſtem recht gut gefahren ſeien. Nein, zuſammenge-
brochen, ſchmählich zuſammengebrochen iſt das alte Syſtem, und gerade
der ungeheuerliche Trümmerhaufen, den die alten Gewalten zurückge-
laſſen en, iſt es, der in Verbindung mit der Demobiliſation den
harten Waffenſtilklſtandesbedingungen und andern bösartigen Zufällig-
keiten und Umſtänden, den neuen Machthabern das Aufbauen ſo ſchwer
macht und ſchwierige Situationen ſchafft, die man gern demagogiſch
ausnutzt, um Unzufriedenheit mit der neuen Ordnung ins Volk zu
tragen.

Das Neue iſt erſt im Werden, jetzt en wir und die letzten
Wochen hatten wir vollauf zu tun, den rbelhaufen wegzuräumen,
erſt wenn dieſer beſeitigt, wenn reiner Tiſch iſt, gehts ans Aufbauen.

Dem Sozialismus gehört die Zukunft! Nur durch den Sozialis-
mus werden wir die Leiden, Schmerzen, Erſchwerniſſe der Gegenwart
für die Zukunft überwinden. Arbeiter und Beamte, Handwerker und
Kleingewerbetreibende Männer und Frauen eure und eurer
Kinder habt ihr in der Hand. Sorgt dafür, daß die erſte
de ationalverſammlung eine ſozialiſtiſche Mehrheit hat, damit
die rmerfolge der Revolution feſt verankert werden.

Der Feind ſteht rechis! Werden alle proletariſchen Kräfte zuſamn werden wir mit dieſem Feind er werden. en
beſtehen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den hrheitsſozialtſten
und den Unabhängigen, die der Klärung bedürfen, aber das ſteht weit
hinter der gegenwärtig wichtigſten Aufgabe, eine Nationalverſammlung
zuſammenzubringen, die auf dem beſchrittenen Wege zum Sozialismus
entſchieden und energiſch weterſchreitet. Allerdings wo es nottut und
wenn wir dazu gezwungen werden, werden wir auf Hieb mit Gegen
hieb antworten.

Mit der Parole: Für den Sozialismus, für die ſozialiſtiſche Repu
blük ziehen wir in den Wahlkampf, mit dem unerſchütterlichen Glauben
an unſere gute Sache. Genoſſinnen und Genoſſen! Geht an die Arbeit,
nutzt die Zeit, rüttelt die Laueſten auf, dann wird es am Erfolge nicht
fehlen.

Darum: Auf zum Wahlkampf

Die Würfel ſind

Zur Wahlbewegung.
Der Aufruf zur Vereinigung unſerer Partei mit den Unab-

hängigen, den die Genoſſen G. Menzel und Karl Schulze
Bitterfeld in unſerem Blatte veröffentlichten, hat das Ziel, mit
einer gemeinſamen Kandidatenliſte vor die Wähler treten zu
können. Die getrennten Liſten müßten, ſo führen die beiden Ge
noſſen aus, eine Agitation gegeneinander zur Folge haben, wo-
durch die Werbekraft geſchwächt, der politiſch weniger unterrichtete
Wähler vor den Kopf geſtoßen und vielleicht veranlaßt würde, keine
der beiden Parteien ſeine Stimme zu geben.

Jm Volksblatt hat bereits R. Hennig zu dem Einigungs-
vorſchlag Stellung genommen und ihn abgelehnt. Gegen die im
Volksblatte beobachtete Gepflogenheit hat Hennig ſeine Ausfüh-
rungen mit ſeinem Namen unterzeichnet und dadurch zum Ausdruck
gebracht, daß er nur ſeine perſönliche Auffaſſung wiedergebe,
ſeine Partei alſo nicht binde. Trotzdem unterliegt es keinem Zweifel,
daß jetzt, nachdem die Unabhängigen ihre Kandidatenliſte ver-
öffentlicht haben, unter ihnen keinesfalls eine Mehrheit für eine
Vereinigung zu finden ſein würde. Hennig führt denn auch die
bereits erfolgte Feſtlegung auf eine Kandidatenliſte als erſten
Gegengrund an. Der Vorſchlag komme zu ſpät, ſchreibt er.
„Leider“ fügt er hinzu. Aber die Parteiſpaltung ſei „mit uner-
bittlicher Geſetzmäßigkeit über die Partei hereingebrochen, weil ein
Teil von ihr die ſozialiſtiſche Linie nicht mehr einhielt, ſondern der
verbrecheriſchen Kriegspolitik Konzeſſionen machte, die Regierung
Wilhelms, Bethmanns, Ludendorffs ſtützte und ſo die proletariſch-
ſozialiſtiſchen Jntereſſen ſagen wir milde: fallen ließ. Dieſe
unſühnbare Schuld wird die Geſchichte nie vergeben. Da mußte
der andere Teil die rote Fahne unentfärbt aufrechterhalten auch
das wird die Hiſtorie den Unabhängigen danken.“

Wie die Geſchichte über uns und über die Unabhängigen ur-
teilen und ob ſie den letzteren etwas „danken“ wird, mag Hennig
getroſt ihr ſelbſt überlaſſen. Sie wird auch entſcheiden, auf welcher
Seite die „unſühnbare Schuld“ der Zerreißung der Parteiorgani-
ſation liegt, zumal Hennig ſelbſt zugeben muß, daß beide Parteien
„jetzt beinahe die gleiche Politik verfolgen.“ Da
eine Einigung zur Wahl nicht mehr möglich iſt, befürwortet
Hennig ſchließlich eine Verbindung der beiden Wahlliſten, da hier-
durch ein oder zwei Mandate für die Partei gewonnen werden
könnten. Hennig verſteht ſich auf den Proporz ſchlecht, wenn er
von zwei Mandaten redet, die durch Liſtenverbindung erobert wer-
den könnten. Jm günſtigſten Falle handelt es ſich um ein Man-
dat, wie ich bereits vor 14 Tagen ziffernmäßig dargelegt habe.
Doch auch ein Mandat iſt wertvoll genug, daß ſich der Verſuch
lohnt. Darüber läßt ſich alſo reden.

Daß der Vorſchlag MengelSchulze zu ſpät kommt, liegt allein
an den Unabhängigen. Jn ihrer Haſtigkeit machen ſie alles zu
zeitig, und deshalb kommt die Vernunft bei ihnen immer zu ſpaät.

Schon vor einem halben Jahre hat unſer Genoſſe Dreſcher
in ſeiner Broſchüre der Einigung das Wort geredet. Damals war
es noch nicht zu ſpät. Aber die unabhängige Preſſe, darunter auch
das Volksblatt, hat den wohlgemeinten Ruf höhniſch abgelehnt.
Frühere Verſuche von Braun Nürnberg fanden den gleichen
Widerſtand. Damals glaubten die Unabhängigen noch an ihre
Zukunft. Jetzt ſehen ſie, wie ihnen ein Fell nach dem andern fort-
ſchwimmt. Jhr Rudolf Breitſcheid jammert: „Wir haben
keine Politik!“ und ſieht die Unabhängigen bei den Wahlen grau
in grau abſchneiden. Der Rätekongreß in Berlin hat mit erſtaun-
licher Mehrheit den. 19. Januar als Wahltag beſtimmt. Der Un
abhängige Däumig, der überhaupt nichts von einer National-
verſammlung wiſſen will und trotzdem Chefredakteur des Berliner
Organs der Unabhängigen werden ſollte, iſt im Rätekongreß völlig
abgefallen. Ueberall, wo Probewahlen ſtattgefunden haben, zeigt
ſich, daß die Unabhängigen keine Mehrheit hinter fich haben. Da
fangen einige von ihnen an zu erwachen. Aber ihnen tönt nun
mehr von anderer Seite ein „zu ſpät!“ entgegen. Eine Vereinigung
jetzt iſt durch die Schuld der Unabhängigen nicht nur techniſch, ſon
dern auch ſachlich unmöglich. Wir ſind von den Unabhängigen als
Verräter der proletariſchen Intereſſen bezeichnet und behandelt
worden. Auch Hennig beſitzt die Unverſchämtheit, zu ſchreiben, wir
hätten die proletariſch- ſozialiſtiſchen Jntereſſen milde aus-
gedrückt: fallen laſſen. Wer in mir einen Verräter erblickt, mit
dem vereinige ich mich nicht eher, als bis er den Schimpf in aller
Form als unbegründet widerrufen hat. Genau ſo denkt jeder ein-
zelne in unſerer Partei. Darum würden die Unabhängigen, ſelbſt

wenn ſie die Einigung jetzt anbieten wollten, auf geſchloſſene
Ablehnungſtoßen, bis ſie getan haben, was unter Männern
in ſolchen Fällen unerläßliche Vorausſetzung iſt.

Die Wahl wird entſcheiden, auf welcher Seite die Volksmehr-
heit ſteht. Die Unabhängigen werden ſehen, wie die übergroße
Mehrzahl der deutſchen Männer und Frauen über ſie und ihr
anmaßendes Auftreten denkt. Die Wähler finden mit ſicherem Ge
fühl heraus, daß hinter der angeblichen Grundſatzfeſtigkeit und der
ungeſchminkten ſozialiſtiſchen Zielklarheit der Unabhängigen nichts
weiter ſteckt als Unentſchiedenheit, Halbheit und
demagogiſche Rechnungsträgerei. Dieſe drei poli
tiſchen Laſter ſind ihnen von ihren eigenen Spartakusfreunden ſo
oft und ſo grob vorgehalten worden, daß uns nichts hinzuzufügen
bleibt.

Mögen am Wahltage die Unabhängigen die Armen am Geiſte
als ihre Anhänger muſtern. Zu uns wird ſtehen der durchdachte
Wille, das klare Erkennen, der prüfende Verſtand. Damit können
wir uns vorerſt zufrieden geben. Adolf Thiele.

Den heimkehrenden Kriegern! Es iſt geplant, den in Halle ein
treffenden und auch durchreiſenden Kriegern an den Weihnachts
und Neufjahrsfeiertagen reichlich Brot und Kaffee zu verab
reichen. Es wird gebeten, überzählige Brotmarken möglichſt bald an
die Geſchäftsſtelle des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deut
ſchen Volkskraft, Magdeburger Straße 21. abzugeben.

Keine Weihnachlsreiſen. Niemand darf jetzt ohne zwingendſte
Gründe reiſen! Vergnügungs-, Erholungs-, Urlaubsreiſen müſſen un
bedingt unterbleiben: Die Eiſenbahn muß Truppen heimbefördern, die
Städte mit Nahrungsmitteln, Kohlen, Rohſtoffen verſehen; dabei müſſen
täglich Lokomotiven und Wagen in großer Zahl an die Entente abge
liefert werden. Die Eiſenbahn kann das unbedingt Nötige für Demo-
biliſation und Aufrechterhaltung der Wirtſchaft nur leiſten, wenn ſie den
Zivilperſonenverkehr aufs äußerſte beſchränkt. Niemand hat jetzt das
Recht, ſie ohne Not in Anſpruch zu nehmen!

Weihnachlspoſtverkehr in Halle. 1. Schalterdienſt. Am
Sonntag, dem 22. Dezember, und am 1. Weihnachtsfeiertag, werden
die Paketannahmeſchalter bei dem Poſtamt 1, Große Steinſtraße 72,
und am Poſtamt 2, Thielenſtraße 2a, von 1136 Uhr vormittags bis
1 Uhr nachmittags, die Paketausgabeſchalter: a) für Empfänger, denen
die Paketkarten durch die Briefträger zugeſtellt werden, von 8 Uhr
vormittags bis 1 Uhr nachmittags, b) für Abholer von 1136 Uhr
vormittags bis 1 Uhr nachmittags, beim Zweigpoſtamt 4, Bernburger
Straße 25 a, der Paketannahmeſchalter von 1154 Uhr vormittags bis
1 Uhr nachmittags, offen gehalten. Jm übrigen iſt der Schalterdienſt
an beiden Tagen wie an Sontagen beſchränkt. Am 2. Weihnachts
feiertag wird der geſamte Schalterdienſt wie an Sonntagen ausgeführt.
2. Beſtelldienſt. Ortspaketbeſtellung, einmalig am 22. und 25.
Dezember in Halle-Trotha. Geldbeſtellung. Am 25. Dezember
einmalig in Halle, am 22. und 25. Dezember, einmalig in Halle-Trotha.
Die Landbeſtellung erfolgt am Sonntag, dem 22. und am 26. De-
zember, 2. Feiertag, einmalig und zwar nach allen Landorten und
Wohnſtätten, ſie erſtreckt ſich auch auf Gelder und Pakete; am 1. Weih
nachtsfeiertag ruht die Landbeſtellung gänzlich. Weitere beſondere
Anordnungen über den Weihnachtspoſtverkehr werden durch Schalter
aushang bekanntgegeben.

*Keine Stadtverordnetenſitzung. Am Montag, dem 23. Dezembe
keine Sitzung der Stadtverordneten.

Maßnchmen gegen Arbeifsloſigkeil. Das Reichsamt für Demo
biliſation hat eine Reihe von Maßnahmen eingelitet, von denen eine
Abnahme der großſtädtiſchen Arbeitsloſigkeit erwartet werden kann.
Unter anderem wird die notwendige Herausziehung der Arbeiterinnen
aus den Fabriken betrieben, damit an ihre Stelle die arbeitsloſen männ
lichen Perſonen treten können. Die Arbeiterinnen ſollen auf dem Lande
und in den Kleinſtädten untergebracht werden, ein Programm, deſſen
Durchführung großzügig in die Wege geleitet worden iſt. Auch ſonſt
ſind Maßnahmen eingeleitet, um die Verteilung der in den Großſtädten
zuſammengeballten Maſſen von Arbeitsloſen aufs Land herbeizuführen.
Schließlich ſind von dem genannten Amt Schritte unternommen worden,
um die ſofortige Entlaſſung aller Bergarbeiter aus dem Heeresdienſte
herbeizuführen. Man hofft auf dieſe Weiſe den immer fühlbarer wer
denden Kohlenmangel beſeitigen zu können.

Forkdauer der Schuhnol. Die vielfach verbreitete Anſicht, nach
Eintritt der Demobilmachung werde die Schuhnot behoben ſein, iſt
irrtümlich. Zwar wird durch Fortfall des Heeresbedarfs und durch
Wiedereröffnung der ſtillgelegten Betriebe eine Steigerung der Schuh-

Ende gut, alles gut.
17] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Die Luft war klar, auf der nordweſtlichen Seite kein
Wölkchen am Himmel. Die gelben oder noch grünlichen Ge-
treidefelder die ſchon „geſchnittenen“ Aecker, zum Teil noch
mit „Sammelten“ bedeckt die lichtgrünen Wieſen, die
Brachfelder mit verſchiedenen Abſtufungen von hellerm und
dunklerm Grün die zahlreichen Orte in der Nähe und in
der Ferne alles das ſtand vor den Augen in deutlichen
Umriſſen und durch den zarten ſommerlichen Luft gleichwohl
zu einem ſchönen landſchaftlichen Ganzen verbunden. Unter
ihnen lag der Markt Wallerſtein mit den beiden fürſtlichen
Schlöſſern und Parkanlagen; am nordweſtlichen Horizont ragte
das hochgelegene Schloß Baldern über Hügel ins Ries herein;
nach Weſten zu erhob ſich das ehemalige Frauenkloſter Kirch-
heim auf mäßiger Höhe, und weiterhin ſtieg der Langenberg
und der Nipf bei Bopfingen empor. Eine halbe Meile ent-
fernt, gegen die ſüdweſtlichen Hügel hin, war die Stadt Nörd-
lingen gelagert mit ihren vielen anſehnlichen Gebäuden,
Zwingern, Gärten und Alleen und rechts und links wohl
häbige Dörfer über die Ebene hingeſäet. Die Ruine Hoch-
haus ſchimmerte aus Wäldern hervor; auf den ſüdöſtlichen
Höhen prangten das Schloß Reimlingen und die ehemalige
Benediktinerabtei Deggingen, weiter nach Oſten die Schlöſſer
Harburg und Lierheim und die Reſte von Allerheim. Hehrte
man ſich nach der nördlichen und nordöſtlichen Seite, ſo er
blickte man die ſtattliche Kirche von Zipplingen, das Kloſter
Maihingen und den langen Heſſelberg die Schlöſſer Hoch-
altingen und Spielberg, den uralten Turm von Hohent-
rüdingen, die Städte Oettingen und Wemdingen. Die nord-
weſtlichen Anhöhen ſtanden in grünlichem Duft, unter der
Sonne golden überhaucht: die ſüdlichen erquickten das Auge
mit wenig gedämpftem Waldesgrün; die entferntern ſüd-
lichen und öſtlichen glänzten in wundervollem Blau, hier und
da von hellern Partien der Getreidefelder durchzogen. Eben
die Anhöhen, welche die Ebene rings umgeben, erwecken in
dem Eingeborenen das Gefühl, daß er in einem Paradieſe
lebt in dem landſchaftlich eingeſchloſſenen und abge-
ſchloſſenen, fruchtreichen, ſchönen Ries! ß

Unſere Leute genoſſen das Maleriſche des Anblicks auf
ihre Weiſe, in großen Linien, und verwendeten deshalb
weniger Zeit darauf, als wir auf die Beſchreibung. Sie
e zu einer ſachlichen Unterhaltung zur Hervor-
ebung einzelner Gegenſtände über. Sie zeigten ſich Orte,

Michel ſchweigend

die das Merkwürdige hatten, daß darin Freunde von ihnen
hauſten; ſie machten Anhöhen namhaft, die ſich dadurch aus-
zeichneten, daß ſie von ihnen ſchon beſtiegen worden waren.
Die Gret deutete das Haus ihrer Schweſter an, welches
leider von einem großen Bauernhaus verdeckt ſei; und zu-
letzt konzentrierte ſich die Aufmerkſamkeit auf dem inter-
eſſanteſten Dorf auf dem eigenen. Man zeigte ſich ſeine
Häuſer, Wieſen und Aecker, und Anblick und Beſprechung
dieſer traulichen Objekte verſetzten die Landleute wieder in
eine muntere, fröhliche Stimmung.

Michel hatte ſich hie und da an
geſtellt, allein nach ſeinem Plane ſich nicht mehr mit ihr
abgegeben, als mit den andern, obwohl der Kamerad den
Maurer ein paarmal abſeits geführt hatte, ihm die Gelegen-
heit zu verſchaffen. Die Gret, dadurch gereizt, und in der
erhöhten Laune des Tages, beſchloß, ihm einen Schreck ein-
zujagen und ihm entgegenzukommen. Als die anderen
in die öſtlich gelegene Spalte hinabgeſtiegen waren und

neben ihr ſtand, tat ſie einen Schritt
gegen den Rand des Gipfels, von dem es hier ſchroff ab-
wärts ging, zuckte und „grillte“ (kreiſchte), daß es eine Art
hatte. dichel erſchrak in der Tat und verſäumte, raſch
zuzugreifen; als er ſah, daß ſie ſelber feſtſtand, hielt er es
nicht mehr für nötig und ſchaute ſie beruhigt an. Die Gret
verzog den Mund. „Du biſt a ſchöaner Nochber,“ ſagte ſie;
„du ließeſt me nonterfalla', ond ſächteſt (fheſt) ganz ruheng
zua'!“ Der Ehrliche war etwas beſchimt, weil er ſelbſt
fühlte, daß er zu langſam geweſen; aber eben
er den Vorwurf zurückweiſen. „No, no,“ erwiderte er, „du
hoſt de ja ſelber g'halta'. J bab' eba' denkt, du wurſcht
Verſta'd gmuag haba' ond net z'weit nausganga!“
einen Liebhaber keine galante Rede! Die Aktien des Burſchen,
insbeſondere ſeiner Geſcheitheit, ſanken wieder, und das Mäd-
chen, etwas empfindlich geworden, ſuchte die andern auf.

Die Sonne zerſchmolz eben am Horizont der. Alte
mahnte zum Aufbruch. Die Gret, um den Michel für ſein
Ungeſchick zu ſtrafen, ging zuerſt hinunter und tat, als ob
er gar nicht mehr da wäre. Natürlicherweiſe fühlte nun er,
dem es doch ſchwante, daß er ſie „geärgert“ habe, einen
Trieb, ihr nachzugeben und ſie wieder gut zu machen. Nach-
dem ſie alle auf dem ſchon tauigen Raſen angekommen
waren, fühlte Kaſpar, der des Kameraden Abſicht merkte,
den Alten im Geſpräch links um den Felſen. Unſer Paar
ſah ſich allein. Der Burſche ſagte ihr etwas Schönes wegen
der Geſchwindigkeit, womit ſie den Felſen herabgeſtiegen
war.

die Seite der Gret

darum wollte

rrur

Sie, noch ein wenig ſchmollend, aber ſeines guten

Willens halber ſchon wieder auf dem Wege zur Güte, ent-
gegnete: „Ja, a bisle g'ſchwender ben e freile als du! Bei
dir hoeßt s eba': komm' e ha'et net, komm' e morga'. J ſorg',
du wurſcht überall z ſpät komma'!“ „Oho,“ erwiderte
Michel und lächelte, denn das Geſicht, womit ihm dieſer Vor-
wurf gemacht worden, hatte nichts Beleidigendes. Das Mäd-
chen ſah ihn an und nochmals fühlte ſie eine Regung, für
ihn eiwas zu tun. Sie ſagte: „Globſch (glaubſt du), du ka'ſt
me net fanga', wann e ſpreng (ſpringe, laufe)?“ „Jh
dih?“ verſetzte Michel und konnte nicht umhin, über ſo eine
Behauptung die Achſel zu zucken. „Ja du mih,“ erwiderte
die Gret mit Nachdruck. Das hieß den Michel bei der Ehre
angreifen; und im Gefühl ſeiner langen Beine rief er mit
ſtolzer Sicherheit: „Loß de net auslacha'!“ „Ja,“ ſagte das

Mädchen, „pranga' ka'n a'n ieder; aber i glob's net!“
„Du biſt net g'ſcheit!“ entgegnete Michel. „No, ſo zoeg's,“
fuhr die Gret fort, „ond ſang me, wann d' ka'ſt!“ Sie faßte
ihren Rock auf beiden Seiten, hob ihn ein wenig in die Höhe,
um den Beinen mehr Freiheit zu gewähren, und lief aber
nicht links, den anderen nach, ſondern rechts um den Felſen,
einer Grube zu, die ſich auf der nördlichen Seite des Felſens
befindet. M ol, ſo herausgefordert, hatte ſich bereit ge-
macht:; er ließ ihr einen Vorſprung, dann fing er an aus-
zugreifen, daß er ſie ſchon am Eingang der Grube erreichte.
Aber der Triumph, ſie nun zu faſſen und zu halten, war ihm
ein viel zu geringer er lief einige Schritte über ſie hinaus,
bis ſie ſchnaufend zurückblieb, drehte ſich um und rief ſieges-
freudig: „No, was hab' e g'ſakt? Ka'n e's oder ka'n e's net?“

Die Gret ſah ihn mit einem faſt wehmütigen Blick an, und
mit dem Doppelſinn, den ihr die Situation aufdrängte, ſagte
ſie: „Ja, ja, i hab' me g'irrt en dir ond mueß me ſchäma'!“

Michel, weit entfernt zu begreifen, trat näher und ſagte
mit Tone wohlwollender Ueberlegenheit: „No, no,
z'ſchäma brauchſt de grad net, wann ih über de nausloffl“

Der abſolute Mangel an Verſtändnis machte die Gret
lächeln und die grundehrliche Meinung des Burſchen ver-
ſöhnte ſie wieder. Jn der Grube war es ſchon dämmerigz
der Spaziergang, auf den ſie ſo viele Hoffnung geſetzt, nahte
ſich ſeinem Ende, und daß die beiden Burſchen mit ihr heim-
gehen würden, konnte ſie nicht als gewiß annehmen. Wer
wird es ihr nun verdenken, wenn ſie bei der Redlichkeit ihrer
Abſichten die Gelegenheit ergriff, mit dem Burſchen noch
einen Verſuch zu machen? Am Ende ſie tak damit ihre
Schuldigkeit, und wenn gleichwohl an ihm nichts half, ſo
brauchte ſie ſich wenigſtens keinen Vorwurf zu machen.

(Fortſetzung folgt.)

dem



Einſtudierung „Carmen“. ofmanns Erzählungen“, abends „Die Roſe von Stambul“, Freitag

o Jm Wint-

pTatterfall“ um
Anſtrengungen des Unternehmens ſchließen.

Merſeburg!

führten.

ür die bürgerliche Bevölkerung möglich ſein, aber dennoch
die Produktion unter den außerordentlich ſchwierigen Verkehrs

„verhältniſſen, der Kohlennot und dem Rohſtoffmangel nicht annähernd
den Bedarf decken. Der Lederanfall iſt nicht ausreichend. Die Schlach

Mongen im Jnlande ſind zurückgegangen. Aus den bisher beſetzten

fehlt d x veie rrage. Die ſehr erhebliche Erzeugung der linksrheiniſchen Ge-2 on der Verleherhinde ſſe zur Zeit nicht allen Teilen
des deutſchen Vaterlandes gleichmäßig zugute kommen. SparſoemſterwWerbrauch des Lederſchuhwerks, das o überdies infolge der erhöhten

Produktionskoſten noch verteuern wird, und Verwendung des we
entlich verbeſſerten Kriegsſchuhwerks liegt daher im Intereſſe der All

d Freie G für Thegterpflege. Wir verweiſen nochmals auf
die S vormittagsveranſtaltung im Stadttheater. Der Fauſtvor
trag von Dr. Wolfgang Liepe wird über den Rahmen einer Ein

in die Dichtung hinaus die Probleme des „Fauſt“ in die Be
ng unſerer gärenden Zeit ſtellen. Der Vorverkauf an der

heaterkaſſe hat dereits begonnen.

Sehens würdigkeiten uſw.Sheat
ZSiadithegter. Heute Sonnabend nachmittag „Schneewittchen“,

Wbends 71 Uhr „Ueber unſere Kraft“ 1. Teil, Schauſpiel von Björnſon.
vormittag 1135 Uhr Vortrag über Goethes „Fauſt“, gehalten

Dr. phil. Wolfgang Liepe. Sonntag nachmittag 3 Uhr „Fauſt IHanf Gretchentragödie), abends 7 Uhr „Lohengrin“. Montag

Coſi fan tutte“. De Dienstag-Stammkarten (Heiligabend) gelten am
Montag, dem 23. Dezember. Dienstag nachmittag 38 Uhr „Schnee-
wittchen“, abends geſchloſſen. Mittwoch (1. Weihnachsfeiertag) nachmit-
togs Das Dreimäderlhaus“, abends 754 Uhr zum erſtenmal in neuer

Donnerstag (2. Feiertag) nachmittags

G. rtag) nachmittags „Schneewittchen“, abends „Die weiße Dame“.
ten eröffnet Sonnabend, den 21. Dezemder, nach

mittags um 4 Uhr die Direktion Georg Arndt einen modernen Hippo
Drom. Der Wertergarten-Soal iſt in einen modernen großſtädtiſchen

andelt. Die Anzeigen (ſiehe dort) laſſen auf große

3 Aus der Provinz.
50 Gramm Butter für die Weihnachtswoche im

Wie mitgeteilt wird, werden in der näch-
en Woche, alſo der Feſtwoche, 50 Gramm Landbutter auf den Kopf

der Bevölkerung zur Verteilung gelangen. Dieſe Feſtfreude im
wahrſten Sinne des Wortes wird gewiß gebührend gewürdigt wer-
den. Der Landkreis Merſeburg iſt noch etwas gebefreudiger. Er
verteilt ſchon in dieſer Woche 60 Gramm Butter. Davon wird

erdings ein Teil der Fettmenge in Form von Margarine zur
usgabe gelangen. Nun, jedenfalls wird auch bei der Landbevölke-

zung das Beſtreben der Kreisverwaltung, in dieſer trüben Feſtes-
freude in Form reichlicherer Fettmengen zu erwecken, Anerkennung

Merſeburg.

finden.
Merſeburg. Auf der Straßenbahnfahrt von Merſeburg nach

Halle erfolgte am Sonnabend in Halle auf dem Riebeckplatz die
Verhaftung von zwei Merſeburger Einbrechern, die einen
großen Koffer mit zahlreichem geſchlachteten Geflügel bei ſich

Die Bande hatte im hieſigen Stadtpark ihr Lager auf-
chlagen und unternahm von dort aus ihre Raubzüge im ganzen

Kreiſe. Man fand im Stadtpark noch vieles geraubtes Geflügel
ſowie Einbrecherwerkzeuge uſw. Drei Mittäter konnten entwiſchen.

Ferner drangen in der Sonntagnacht Einbrecher bei einem Land
wirt im benachbarten Trebwitz ein.

Schweine und ſieben Enten ab.
Sie ſchlachtete dort zwei

Naumburg. Ein Demonſtrationszug aus über 1000
Jägern des hieſigen 4. Jägerbataillons durchzog unter Vorantritt
her Militärkapelle die Straßen der Stadt bis zur „Reichskrone“,
wo eine Vollſitzung des Arbeiter und Soldatenrats ſtattfand. Jm
Zuge waren Schilder zu ſehen mit Jnſchriften, wie: „Sofortige

Einberufung der Nationalverſamnlung! Hoch die ſozialiſ e
Republik! Hoch Regierung Ebert! Wir fordern ſofortige W l
Da auch die 55er Artillerie anſchloß, ſo erklärten ſich hier e. 2a
2500 Soldaten für ſofortige Einberufung der Ver
ſammlung. Auf dem Markte wurden Blumen u ränze, die ſich
zum Empfang heimkehrender Krieger an den Häuſern befanden,
in den Zug geworfen.

Naumburg. Zur Schaffung von Notwohnungen
muß jeder verfüghare Raum ausgenutzt werden. Das iſt vater
ländiſche Pflicht. Deshalb werden diejenigen Hausbe denen
Räumlichkeiten zur Verfügung ſtehen, die ſich zum Einbau von
Notwohnungen eignen, gebeten, dieſe Räumlichkeiten dem Stadt
baugami Topfmarkt 6 anzumelden. Für die Herrichtung von Not
wohnungen werden nach dem Erlaſſe des Staatskommiſſars für das
Wohnungsweſen vom 1. November 1918 Baukoſtenzuſchüſſe
aus Reichs, Staats und Gemeindemitteln gewährt. Ueberteuerung
iſt alſo nicht zu befürchten.

Naumburg. Wichtig für Kriegerfrauen. Die Zah
lung der Familienunterſtützungen wird nach der Ver
ordnung des Demobilmachungsamts vom 9. Dezember 1918 re gel-
mäßig mit dem 31. Dezember 1918 eingeſtellt. Die
We terzahlung geſchieht nur dann, wenn der Heeresangehörige ſichnach dem 30. i Sember noch bei der Truppe befunden hat;
es muß in dieſem Falle eine Beſcheinigung der Truppe beigebracht
werden, da er ſich noch nach dem 30. November bei ihr befunden
hat. Der Entlaſſungsſchein, daß er an einem Tage nach-
her entlaſſen ſei, genügt nicht zu dieſem Nachweis, da der Ent
laſſungsſchein nicht ausſchließt, daß der Heeresangehörige ſchon vor
dem 30. November beurlaubt war oder den Truppenteil verlaſſen
hatte. Wir raten, ſogleich an den Truppenteil zu ſchreiben und
eine Beſcheinigung, daß der Heeresangehörige noch nach dem
30. November ſich bei der Truppe befunden hat, zu erbitten. Die
Angehörigen von Gefangenen und Vermißten erhalten die Familien-
unterſtützung weiter. Sie haben jedoch bis zum 29. Dezember
einen Nachweis zu erbringen, daß der Heeresangehörige gefangen
iſt oder vermißt wird.

Naumburg. 4 von Pferdefleiſch. Nach der Be
kanntmachung des Magiſtrats im amtlichen Teil können in der
laufenden Woche (vom 16. bis 22. Dezemder) auf den Wochenab
ſchnitt der Reichsfleiſchkarte 1000 Gramm Pferdefleiſch entnommen
werden. Jn der nächſten Woche (vom 23. bis 20. Dezember) iſt die
Menge ebenfalls auf 1000 Gramm feſtgeſetzt worden. Das Fleiſch
der folgenden Woche dorf ſchon in dieſer Woche bezogen werden.

Bitterfeld. Es iſt ratſam, neu crworbe: e Merlitärpferde zu
nächſt abgeſondert von anderen Pferden zu halten und zu beob-
achten, bis ihre Seuchefreiheit feſtgeſtellt iſt, um eine Einſchlep
pung von Seuchen in die eigenen Beſtände zu verhindern.

Bekanntmachung.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-

liſten eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, am Montag,
dem 23. Dezember 1918, bei den von ihnen gewählten Großfirmen
De z nächſter Woche zum Verkauf gelangende Milchſüßſpeiſe ab
zuholen.

Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.
Halle, den 21. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Wegen des Weihnachtsfeſtes ſind die Fleſcherkläden in der Woche

vom 283.-28. Dezember
am Dienstag, dem 24. d. M., von 7 Uhr und
am Sonnabend, dem 28. d. M. von 7--6 Uhr

für den Verkauf geöffnet.
Halle, den 20. Dezember 1918.

Bekanntmachung.
Abdelnng den. Winſerkorleſels von eirer. ſadeſhen Kersffel

Am Sonnabend dem 21. Dezember von 8 bis 12 Uhr vormittags

Der Magiſtrat.

Schöne prahtische Oeſhnachtseeschen

liſchen Kartofſelausgabeſtelle Slein relimfelderſtr.,
ihre Kartoffeln ab z deren Bezugsſch ummern (mit

und 1 bis 4 Uhr nachmittags können diejenigen Perſonen in der ſtäd-t
mit den

roter Tinte ausge 585-847 verſehen ſind.
Halke, den 20. Dezember 1918. Der Magpſtrat.

Bekanntmachung.
Abholung von Winterkartoffeln von einer ſtädtiſchen

KartoffelausgabeStells.
Am Montag, dem 28. Dezember von 8--12 Uhr vormittags und

1—4 Uhr e können diejenigen Perſonen in der ſtädtiſchen
Kartoffelausgabeſtelle Steinkagerplatz Eingang Frelimfelderſtraße
ihre Kartoffeln abholen, deren Bezugsſcheine mit den Nummern
(mit roter Tinte ausgefüllt) 848--936 verſehen ſind, und alle die-
jenigen, deren Bezugsſcheine mit den Nummern 1--847 verſehen
ſind und die ihre Kartoffeln noch nicht abgeholt haben.

Halle, den 21. Dezember 1918. Der Magiftrat.
Bekanntmachung.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsge'chäften, welche Kundenliſten

r n, werden hierdurch aufgefordert, am Monkag, dem
23. und am Dieustag, dem 24. Dezember 1918 bei den von ihnen ge-
wählten Großfirmen die in nächſter Woche zum Verkauf gelangende
Marmelade abzuholen.

Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.
Halle, den. 21. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Die BVerbrauchsmenge an Schlachtviehfleiſch und Wurſt, die in der

Woche vom 23. bis 29. d. M. bei den Fleiſchern auf Grund der Reichs
fleiſchkarte entnommen werden darf, wird auf

200 Sramm
feſtgeſetzt. Von den für dieſe Woche geltenden ſchmarken können
die geſamten Abſchnitte zum Bezuge von Schlachtviehfleiſch oder Wurſt
bei den Fleiſchern oder zur Entnahme von Fleiſchgerichten aus Schlacht
viehfleiſch in den Gaſt-, Schank- und Speiſewirtſchaften, uſw. ver
wendet werden. Grundſätzlich dürfen bei der Vollkarte nur auf 8,
bei der Kinderkarte nur auf 4 Fleiſchmarken je 20 Gramm Schlacht.
viehfleiſch entnommen werden, während die übrigen (2 bzw. 1 Fleiſch
mark') lediglich zum Bezuge von Wurſt berechtigen.

Halle, den 20. Dez'mber 1918. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Die 8. Marken-Ausgabenſleſle wird vom Monleg, den 23. De-
d. J. ab von der Landwehrſtraße 14 nach Blücherſtraße 3

egt.

Halle, den 10. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

e

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Eier. Montag, vormittags von 8--12 Uhr Nr. 31 001-37 000,

nachmittags 2--6 Uhr: r. 27 001--42500 der Lebensmittel
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für
42 Pf. Die Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale.
Umtauſch innerhalb drei Tagen.

Montag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 42001--42500,
nachmittags von 2—6 Uhr: Rr. 42501--43000 auf Lebens
mittelſcheine. Jede Perſon 55 g für 20 Pf. in der Tal-
amtſchule.

Quark. Montag, auf Abſchnitt 6 des Einkaufsſcheins über Mol-
tkereierzeugniſſe in Stellen: John, Kleine Ulrich
ſtraße 26, Pötſchke, Wielandſtraße 30 und in der Verkaufs-
ſtelle der Niemberger Molkerei, Martinſtraße 11 (8 12 Uhr.
Zugelaſſen ſind nur diejenigen die bei den Vorgenannten
zur Kundenliſte angemeldet ſind. Jede Perſon Pfund.

Die mit versehenen Waren dürfen ohne Bezugschein verkauft werden.

Damen-Kostüme
Damen und Kindermäntel
Kleider, Röcke, Blusen

Kinderkleider
Pelzwaren

Kragen, Muffen, Hüte
Kindergarnituren
Pelz- und Federboas

Seidenstoffe für Kleider,
Blusen, Röcke, Kostüme u.
A Mäntel

Wollene Kostümeu. Kleider-
stoffe

Korsette in allen Arten

Büstenhalter

Kinderleibchen

Herren Artikel

Kragen, Manschetten

*Serviteurs, Einsätze

Krawatten, Hosenträger

Sockenhalter, Knöpfe
Strümpfe
für Damen, Herren und Kinder

*Handschuhe
für Damen, Herren und Kinder

Gamaschen, Einlegesohlen
*Wollene Westen für Frauen
*Wollene Schwitzer f. Kinder
Seidene Hauben, Schals,
Unterröcke und Schürzen
Kinderhauben

Handarbeiten

Weiße Tändel- und Kinder-
schürzen

*Veißwaren
Kragen, Fichus, Rüschen

Spitzen, Schleifen
Kindergarnituren
Gestickte Taschentücher

Ketten, Broschen, Schleier
Ledertaschen
Perltaschen und Beutel

Seidentaschen und Beutel
Nähkästen
Kleinmöbel
Betten, Matratzen aus Zellstoff

Gardinen, Stors

Möbel- und Läuferstoffe

Sonntag, den 22. d. M. geöffnet von Il bis 6 Uhr

Brummer BenjamiGroße Ulrichstraße 22-23
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Die Keichskonfererenzder A. u. S. Rate
Fünfter Tag.

u Berlin, den 20. Dezember 10918.
eutige Schlußſi des Kongreſſes eröffnet Leinert mit

der re daß die F ſtellung des Volksbeauftragten Haaſe
über d der Zuſtändigkeit des Rates der ksbeauftragenund des Zentralrates in namentlicher Abſtimmung vom Kongreß mit
290 gegen 115 Stimmen gutgeheißen worden iſt.

Ein Antrag der Unabhängigen fordert zum Zweck der
Bekämpfung aller ehe Beſtrebungen und zur Förderung des
großdeutſchen Gedankens die Hinausſchiebung aller Landtagswahlen und
die Aufhebung der bereits feſtgeſetzten Wahltermine. Re
der kleinſtaatlichen Verhältniſſe durch die Nationalverſammlung werde
ſicher ſo erfolgen, daß die Einzelſtaaten fortfallen.

Schütz (Unabhängiger) ſpricht für den Antrag. Es kannkein Zweifel daran beſtehen, daß ſich die Nattonaloermmiang für

großdeulſche Republik erklären wird. Wozu da die Zerſplitterung von
Kräften, wo wir alle Kräfte für den Wahlkampf zur Nationalver
ſammlung brauchen.

Kahmann- Dresden (Mehrheitsſozialiſt): Der Antrag iſt nicht
annehmbar, weil in einzelnen Bundesſtaaten die Landtagswahlien be
reits ſtattgefunden haben. Auch darüber hinaus hat der Antrag ſo
große ſachliche Bedeutung, daß er nicht im Handumdre erledigt
werden kann. Es iſt dringend notwendig, daß auch in den zelſtaaten
die geſetzgebenden Körperſchaften bald einberufen werden, denn es
dort viele praktiſche Arbeit zu leiſten. (Zuſtimmung.) Der großdeutſche
Gedanke iſt jetzt im Volke ſo feſt verankert, daß wir an einen Erfolg der
ſeparatiſtiſchen b nicht glauben.

Seger-Lipzig (Unabhängiger): Wenn das alte bundesſtaat
liche Syſtem nicht bgeſeß wird, bringen wir die großdeutſche ſozialiſtiſche Republik in Gefa r, Gerade das alte bundesſta Syſtem
war ein Hindernis für den Fortſchritt. (Zuruf: Solange Fürſten
da waren!) Die Reaktion hatte ihren feſteſten Halt gerade in den
Bundesſtaaten. und dieſe bundesſtaatliche Politik hat zu dem Zu
fammenbruch erheblich beigetragen. Wer den politiſchen und wirt
ſchaftlichen Aufſtieg Deutſchlands will, muß mit dem alten bundes
ar h r W Wir ar war vie vorherrſchend
n der Revolution von ürfen hinter dieſer bürgerlRevolution nicht zurückbleiben. en i verkichen

Leinert Hannover (Mehrheitsſozialiſt)y Wenn der Antrag an
genommen wird ſo iſt zu befürchten, daß die Bürgerlichen den Wahl
kampf für die Nationalverſammlung unter der Parole führen werden:
Erhaltung der Einzelſtaaten. Dadurch wird einmal der Wahlkampf
P und ſodann treiben wir dadurch Kreiſe in das Lager der

ürgerlichen, die ohne dieſe Parole nicht kopfſcheu geworden wären.
Laſſen wir die Frage der Bundesſtaaten alſo jetzt lieher aus dem Spiel.

Kaul-Offenbach: Gerade der Antrag der Unabhän zigen liefert
dem Separatismus Waſſer auf die Mühle. Die Frage iſt noch gar nicht
ſpruchreif. Vielleicht iſt es ſogar beſſer, daß wir im Intereſſe der Fori

7 unſerer Kultur an gewiſſen hiſtoriſchen Ueberlieferungen
en.

zel c trag der Unabhängigen wird mit großer Mehrheit ab

Der nächſte Punkt der Tagesordnung lautet:
Die Sozialiſierung des Wirtſſchafislebens.

Referent Dr. Hilferding- Berlin führt aus, daß bei der So
zialiſierung der Anfang gemacht werden müſſe mit dem Kohlenbergbau

und der Schwerinduſtrie, denn im Bergbau verkörpere ſich am deut-
lichſten Weſen und Stärke des deutſchen Kapitalismus. Gewinnen
wir das Verfügungsrecht über Kohle und Eiſen, ſo treffen wir den
Kapitalismus in ſeiner wirtſchaftlichen Machtſtellung an der empfind
lichſten Stelle. Wir gewinen dadurch gleichzeitig das Verfügungs-
recht über einen großen Teil der Induſtrie und erhalten durch die
Uebernahme des Bergbaues und der Schwerinduſtrie auch Einfluß auf
das Bankkapitäl In Rußland iſt man freilich umgekehrt vorgegangen;
dort hat man die Banken ſozialiſiert in der Erwägung, daß man au
dieſem Wege auch das Verfügungsrecht über einen Teil der Induſtrie
bekommen würde. Bei einer blühenden Wirtſchaft iſt dieſer Weg viel
leicht auch der richtige. Einen Teil der Großbanken, insbeſondere die
Hypothekenbanken und auch die Verſicherungsgeſllſchaften, kann man
verhältnismäßig leicht und in kurzer Zeit ſozialiſieren.
Nun entſteht aber die Frage, wie das geſchehen ſoll, ob durch Kon
fiskation oder durch Entſchädigungszahlung. Die Konfiskation wird
nicht der richtige Weg ſein, da dabei ungeheure Schwierigkeiten ent
ſtehen. Es empfiehlt ſich deshalb, den Weg der Entſchädigung einzu
ſchlagen, wobei zu bedenken iſt, daß der Unterſchied zwiſchen Kon
fiskation oder Entſchädigung eigentlich für uns bloß eine taktiſche
Frage iſt. Auch braucht nicht alles durch Entſchädigung abgelöſt zu
werden, z B Bergbaureale können ohne weiteres ohne Entſchädigung
anulliert werden. Bei der Landwirtſchaft werden wir in die
mittleren und kleineren Betriebe nicht direkt eingreifen dürfen, da
gegen können wir den Großgrundbeſitz wohl ſozialiſieren, ohne ihn aber
vollſtändig aufzulöſen, da er für gewiſſe Produktionszweige die gün-
ſtigſte Betriebsart iſt. Auf alle Fälle muß für die Sozialiſierung Zeit
übrig ſein. Es iſt nicht ſo leicht und einfach, eine Wirtſchaftsform
durch eine andre zu erſetzen, und auch die Revolution kann da keine
Wunder wirken. (Zuſtimmung.) Dazu kommt, daß das Proletariat
die Sozialiſierung in Ruhe abwarten kann, denn wir haben jetzt keinen
Abbau der Löhne, ſondern eine Steigerung, und keine erhöhte Ar
beitszeit, ſondern den Achtſtundentag. Wir müſſen alſo mit Ueber
legung und langſam vorgehen, damit nicht das ganze Werk verpfuſcht
wird. Auch in die'em Zuſammenhang muß der Satz gelten: Die
Revolution darf ſich nicht auflöſen in eine Lohnbewegung! (Lebhafte
Zuſtimmung.) Wir wollen uns üherhaupt vor Augen halten, daß
jtzt, nochdem wir den Sieg errungen haben, das ganze materielle Leben
allmählich vor dem geiſtigen in den Hintergrund treten muß. (Sehr
richtig) Es darf ſich nicht darum handeln, daß die Menſchheit immer
nur an Eſſen und Trinken denkt, ſondern es muß endlich ein neuer
Geiſt die Menſchheit erfaſſen, der ſich mit den großen Problemen der
Menſchheit beſchäftigen muß. Um das zu erreichen, müſſen wir aber
ſchon heute von dieſem neuen Geiſt erfüllt ſein. (Sehr richtig!)
Keine Arbeit wird ſchwerer ein als die nach unſerem Sieg in der Re
volution. Die Betriebe gehören ſetzt der neuen ſozialen Gemeinſchaft
und ſie muß dafür ſorgen, daß dieſe Beirſebe in beſtmöglich m Zuſtand
in die ſoziale Geſellſchaft übergeführt werden. (Lebhafte Zuſtimmung.)

Durch Angliederung wird. wenn wir die Gewin der wich
tigſten Rohſtoffe in unfere Hand bekommen, der Kreis der ſozialiſtiſchen
Erzeugung ſtändig wachſen. Ohne Angſt und ohne Schaudern können
wir an dieſes Problem herangehen. Aber wir brauchen dazu die Mit
arbeit der Arbeiter in den Betrieben. Die Arbeiter dürfen nur nicht
ungeduldig werden. Die Sozlialiſierung muß kommen und wird
kommen, die Ansbeuinng des Menſchen durch den Menſchen wird auf
hören. Aber die Arbeiter müſſen ſich ſteis bewußt ſein, daß es ſich
dabei nicht in erſter Linie um materielle Forderungen, nicht um eine
perſönliche Beſſerſtefung, ſondern um die Erfü ung eines hohen Jd ols
handelt, das der Menſchheit geſtellt iſt. Mit dieſem neuen Geiſt
müſſen wir die Menſchheit erfüllen. (Lebhafter Beifall.)

In der Ausſprache
ergreifen zunächſt Vertreter aus dem Ruhrrevier das Wort, um die
Frage auf Grund praktiſcher Erfahrungen zu beſprechen. Gerade weildie Sozialiſie e Bergbaues bald kommen ſolle, müßten die Ar
beiter auf lternebene Lohnforderungen verzichten, die ganze Betriebe
ſtillzulegen drohen. Wenn in di:fer Weiſe fortgefa en werde, würde

bald nichts mehr zu ſozialiſieren da ſein. Von a Seite wurde
gegen jedes Zaudern Stellung genommen und die Richtigkeit der von
Hue an anderer Stelle aufgeſtellten Behauptung beſtritten, daß die
Sozialiſierung im Augenblick nichts anderes wäre, als die Konkursver
waltung des KRapitalismus. en die Ausführungen Hilferding wurde
Pn gemacht, daß er die ken allzu ſtark betont habe.

on einem Redner der Demokratiſchen Froktion wurde unterſtrichen,
We Juferdins gegen eine Sozialiſſerung der Landwirtſchaft ausge

Bolksbeauftragter Barth
daß in der e der Sozialiſierung ſchnellſtens etwas gee

o n in ganz wenigen muß eine Verfügungnach der die für die Sozial reifen Betriebe a ozial ſonſt werden en deren niemals wieder gewinnen. (Zuruf: Demagogiel) Ich habe mir
die genau überlegt. (Lachen.) Sie haben ja keine Ahnung. Jn
Berlin wäre alles lä fammengebrochen, mein Werk iſt es, wenndas nicht geſchehen 3 (Vereinzeltes Sehr richtig!)) Die Frage der

Sozialiſierung iſt die Forderung der Stunde. Mit leeren
Verſprechungen laſſen ſich Arbeiter unmöglich weiter in den Be-
trieben halten. Bergbau, Elektrizitätsinduſtrie, Stahlwerksverband,
Kaliwerke und viele andere Betriebe laſſen ſich ohne weiteres ſozia-
liſteren. Wird das beſchloſſen, dann verpflichte ich mich, für die Zu
kunft jeden Streik zu vermeiden. Die Arbeiter müſſen nur ſehen, daß
der gute Wille zum Sozialiſieren vorhanden iſt. Niemand wehrt ſich

ma ſchärfer als ich S die Auffaſſung, als ob die Revolution eine reine
reLohnbewegung aber man muß für die Arbeiter auch wirklich

etwas tun, wenn man ſie zum Verzicht auf hohe Löhne bringen will.
Die Revolution bedeutet die Sozialiſſerung. Kommt die Sozialiſierung,

e dann werden die Arbeiter verzichten im Jntereſſe der Allgemeinheit.
Kommt die Sozialiſierung aber nicht, dann weiß ich nicht, mit welchen

wir den Arbeitern entgegentreten können. Beifall und
en.
Schreck- Bielefeld Wenn es mit ein paar Fauſtſchlägen auf

den Tiſch zu machen wäre, dann wäre der Vorredner der tüchtigſte
Mann. Aber wenn es darauf ankommt, die Frage praktiſch und
wiſſenſchaftlich vorzubereiten, ſo iſt er der letzte, der für die Soziali
ſterung etwas leiſtet. (Sehr richtig)) Die Sozialiſierung kann nur das
5 einer organiſchen Entwicklung ſein. Es iſt gar nicht wahr,
daß die Maſſen ſtürmiſch und ungeduldig nach der Sozialiſierun
ſchreien. (Widerſpruch.) Wer im praktiſchen Leben ſteht, weiß, da
es ſich immer nur um das Streben nach höheren Löhnen handelt.
(Sehr richtigl und Unruhe.) Dieſes Streben wird von beſtimmten
Leuten dazu ausgenutzt, um in die ganze Bewegung deſtruktive Er
ſcheinungen hineinzutragen. Wir ſind ſchon ſo weit gekommen, daß
ganz zügellos, ohne jede Anhörung der Gewerkſchaften, Lohnforde-
rungen geſtellt werden. Geht das ſo weiter, ſo nähern wir uns be
denklich den Gelben. Unhaltbar iſt der Zuſtand, daß in den Groß-
ſtädten die Arbeitsloſenziffern ſteigen, während es auf dem Lande und
im Bergbau an den notwendigſten Arbeitskräften fehlt.

Schollſtedt- Elberfeld (Unabhängig.): Der Vorredner hat Un
recht, die Maſſen ſehnen ſich nach ſofortiger Sozialiſierung. Wenn jetzt
in der Arbeiterſchaft das Streben nach höheren Löhnen vorhanden iſt,
ſo muß man dafür nach den natürlichen Urſachen ſuchen. Auch wir
wehren uns gegen die Anſicht, daß die Revolution nichts weiter ſei,
als eine Bewegung zur Erzielung höberer Löhne. Wir wiſſen auch,
daß den Arbeitern nicht jeder Lohn bewilligt werden kann. Aber
die wirtſchaftliche Macht müſſen wir ergreifen, wollen wir nicht die
politiſche Macht wieder verlieren. (Sehr richtig!)

Ein Mitglied der Soldatenfraktion betont, daß die
Sozialrevolution nach andern Gefſetzen erfolgt, als die politiſche Revo
lution. Die Welt weiß, daß die deutſche Sozialdemokratie für di
großen ſozialen Probleme ihre ganze Kraft einſetzt. Zu ihrer Ver-
en R iſt aber nötig, daß wir uns von allem Putſchismus frei-

en.
der weiteren Ausſprache wurde die ſofortige Sozialiſterung

des Bergbaues wiederholt gefordert.
Rickelt- Berlin bezeichnet es als eine Selbſtverſtändlichkeit, daß

in einer ſozialiſtiſchen Republik alles, was für die Sozialiſierung reif
iſt, auch ſozialiſiert wird. Aber die Sozialiſierung muß vernunftgemäß
erfolgen, nicht gewaltſam von heute auf morgen. Der Redner ſpricht
dann eingehend für die Sozialiſierung des Theaters.

Volksbeauftragter Scheidemann Wir haben den dringenden
Wunſch, daß Sie uns nur nach unſern Taten beurteilen und Sie
werden in kürzeſter Zeit die beſte Gelegenheit haben, um zu ſehen, daß
Wenn auf dieſem Gebiete entſchloſſen ſind, das Beſte zu tun.

eifall.
Damit ſchließt die Ausſprache.
Hilferding nimmt im Schlußwort zu den Anregungen der

f mit der Sozialiſierung nun ſofort auch eine Beſſerung der materiellen
Lage der Arbeiter verbunden ſei. Die Verausſetzung für eine Hebung
der materiellen Lage der Arbeiter ſei eine vermehrte Güterherſtellung,
die wir im Augenblick aber in Deutſchland nicht haben. Es bedarf
einer geraumen Zeit, bis wir in Deutſchland die Produktion wieder in
Gang bringen können. Deshalb wird unter Umſtänden die Soziali-
ſſerung für die Arbeiter ein Opfer bedeuten. Daß Jnduſtrien, die für
die Sozialiſierung reif ſind, ſozialiſiert werden müſſen, verſteht ſich von
ſelbſt. Die Gefahr der ausländiſchen Konkurrenz darf auch nicht über
trieben werden. Jn allen Ländern wird die Arbeiterſchaft nach dem
Kriege eine Erhöhung der Löhne verlangen, und wir wünſchen der eng
liſchen, franzöſiſchen und amerikaniſchen Arbeiterſchaft hierbei den b ſten
Erfolg. Kommt es aber auch in dieſen Ländern zu Lohnerhöhungen,
dann iſt uns der Wettbewerb weſentlich erleichtert. Wir müſſen ener-
giſch, aber auch beſonnen an der Sozialiſierung arbeiten. (Beifall.)

Jn der Abſtimmung gelangt ein Antrag der Mehrheits-
ſozialiſten zur Annahme, wonach der Reichskongreß der Arbeiter-
und Soldatenräte den Rat der Volksbeauftragten erſucht, mit der
Sozialiſierung aller hierzu reifen Jnduſtrien, insbeſondere im
Bergbau, unverzüglich zu veginnen. Ein Antrag der Unabhängigen,
der eine etwas ſchärfere Faſſung empfiehlt, war damit erledigt. An
genommen wurde eine Entſchließung der Unabhängigen auf Feſt-
ſetzung von Mindeſtlöhnen und das 8ſtündigen Ar
beitstages für die Bergarbeiter. Gleichfalls Annahme fand
ein Antrag der Soldatenfraktion auf baldigen Erlaß eines Heim-
ſtätten geſetzes und auf Förderung der Heimſtättenbewegung
durch eine Notverordnung noch vor der Nationalverſammlung.

Zu Mitgliedern des Zentrakrates
ſind gewählt worden: Leinert-Hannover, Mayer-Oſtfront, Jäger-
Oſtfront, Struve-Weſtfront, Pörſchmann-Weſtfront, Cohen, Pfaff-
Marine, Hermann Müller-Berlin, Zwoſta-Nürnberg, Schäfer-Köln,
Kahmann-Dresden, Herbert- Stettin Lampel-Hamburg, Stubert-
Eßlingen, Horter-Karlsruhe, Knoblauch-Darmſtadt, Heller-Berlin,
Prokeſch-München, Zörgiebel-Köln, Bethge-Freiberg, Voigt-Breslau,
Kürbis-Hamburg, Sydow-Brandenburg, Grzeſinſki-Kaſſel, König-
Dortmund, Faaſe- Weſtfront und Bender-Bernburg.

Die Kommandogewalt.
Ein Antrag der Unabhängigen, der in den Garniſonen die

Kommandogewalt in die Hände der örtlichen Arbeiter- und Sol
datenräte legen wollte, war in den Fraktionen nochmals zur Be
ſprechung geſtellt worden. Das Ergebnis war, daß beide Fraktionen
einen gemeinſamen Antrag vorlegen: „Jn den Garniſonen wird
die militäriſche Kogmmandogewalt in ſtändigem Einvernehmen mit
der Oberſten Kommandogewalt von den örtlichen Arbeiter- und
Soldatenräten ausgeübt. Die militäriſchen Angelegenheiten, die
allen Garniſonen gemeinſam ſind, werden von dem Träger der
Oberſten Kommandogewalt im Einvernehmen mit einem Dele-
giertenrat in den Garniſonen erledigt.“ Dieſer Antrag gelangt mit
großer Mehrheit zur Annahme.

Ein Antrag der Soldatenfraktion, der allen Beamten, vor
allem dem Poſt und Eiſenbahnperſonal für die ſo vorbildliche Er
füllung aller Dienſtverpflichtungen den Dank des Kongreſſes aus
ſpricht, wird einſtimmig angenommen.

Ein weiterer Antrag der Soldatenfraktion fordert ein
gemeinſames Vorgehen der beiden ſozialdemokratiſchen Parteien

im Wahlkampf.
Seger- Leipzig hält den Kongreß der Arbeiter- und Sol-

datenräte für unzuſtändig, ſich mit einer ſo rein politiſchen Ange
legenheit zu beſchäftigen. Severing- Bielefeld ſchließt ſich an.

Heitmann (Soldatenfraktion) tritt in lebhafter Rede für
den Antrag ein. Die Soldaten haben kein Verſtändnis für den

Bruderkampf, auch ſoweit ſie die Kriegspolitik Scheidemanns ver-
urteilen. Jetzt, nach Beendigung des Kriegs liegt gar kein Grund
mehr zu einer Spaltung wegen der Kriegspolitik vor. (Zuſtimmung.)
So denken Millionen von Soldaten. (Großer Beifall.) Die Unter
ſchiede ſind gar nicht mehr ſo groß. Not und Elend müſſen ſo
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Redner Stellung und wärnt noch einmal vor der Annahme, als ob

ſchnell wie möglich beſeitigt werden. Zur Kampf gegen den Kapig
talismus können wir uns den Luxus des Bruderkampfes nicht mehr.
erlauben. (Großer Beifall.) Jn dieſem hiſtoriſchen Augenblick ſoll
ten ſich die beiden Parteien wieder zuſammenſchließen. (Lebhafter
Beifall. Lärmende Kundgebungen gegen die Mehrheitsſogialiſten.
bei den Linksradikalen und den Tribünenbeſuchern.) Das iſt die
Folge, wenn wir nicht einheitlich in den Wahlkampf ziehen. (Demon-
ſtrativer Beifall bei der Mehrheit.)

Ledebour: Was der Antrag der Soldatenfraktion will, iſt
ſchön und gut. Jm Zuſammenarbeiten mit den Arbeitern müſſen
wir ſie für den von, uns betriebenen entſchiedenſten ſozialrevolu
tionären Kampf gewinnen, aber nicht Verſchmelzung oder gemein-
ſame Liſten, wie auch Dittinann empfohlen hat. (Dittmann: Nein,
das habe ich nicht, ich habe nur die Notwendigkeit des gemeinſamen
Kampfes des Proletariats betont. Gegenruf aus der radikalen
Ecke: Mit Scheidemann!) Mit Ebert, Scheidemann und Landsberg,
den Hauptſchuldigen daran, daß der Kapitalismus den Krieg über-
leben konnte, in ein Kabinett einzutreten, war der ſchwerſte Fehler
unſerer Freunde von der U. S. P. (Stürmiſcher Beifall bei den
Radikalen. Lebhafter Widerſpruch der Mehrheit.) Die Ueberrumpe-
lung durch Lüdemann (Lebhafter Widerſpruch der Mehrheit, er
neuter ſtürmiſcher Beifall bei den Radikalen) und die Vergewalti-
gungen durch dieſe unaufgeklärten Leute (der Redner weiſt auf
die Soldaten, neue ſtürmiſche Beifall- und Widerſpruchkund-
gebungen), die noch unter der Verhetzungspſychoſe leiden (an-
dauernde lärmende Unterbrechungen von beiden Seiten), die be-
weiſen, daß die Zeit für die Einigung erſt da iſt, wenn auch dieſe
unaufgeklärten Leute den Sinn der Revolution erkannt haben.
(Stürmiſcher Widerſpruch der Mehrheit, großer Beifall bei den
Radikalen, Rufe von dort und von den Tribünen: Man müſſe die
Volksverräter hinausſchmeißen!)

Das Wort erhält jetzt
Volksbeauftragter Scheidemann

Die Radikalen brechen in unaufhörliche Beſchimpfungen aus,
wie Kriegshetzer, Volksverräter, Lump, Schuft und dergleichen mehr,
ihre Geſinnungsgenoſſen auf den Tribünen überbieten ſie durch
wahre Exzeſſe von pöbelhaftem Geiſt, es wird gepfiffen, und zwar
nicht bloß einfach mit dem Munde, ſondern auch auf Hausſchlüſſeln
und, wie deutlich herauszuhören iſt, auch auf mitgebrachten Gaſſen-
bubenpfeifen. (Die Mehrheit antwortet auf dieſen wüſten Lärm,
indem ſie Scheidemann mit ſtürmiſchem Beifall und anhaltendem
Händeklatſchen begrüßt.)

Scheidemann: Der ſoldatiſche Redner für den Zuſammen
ſchluß hatte zweifellos die beſten Abſichten und ſprach aus ſeinem
Herzen heraus. Aber es iſt zweifellos auch richtig, wie die einzelnen
auch ſtehen mögen, ob ſie ihrer Meinung durch geiſtige Argumente
oder durch Pfeifen Ausdruck zu geben belieben, daß der jetzige
Rätekongreß unmöglich in eine rein parteipolitiſche Ausein
anderſetzung eintreten kann. Hier iſt ein objektives Urteil unmög-
lich. Alle Bemühungen nach dieſer Richtung haben bisher immer
nur das Gegenteil von dem erzielt, was ſie wollten. (Rufe der
Radikalen unten und oben: Erſt muß Scheidemann weg!) Jn einer
halben Stunde gehe ich ſowieſo zum Eſſen. (Große Heiterkeit, neues
Gebrüll.) Der Erfolg des Einigungsantrags war dieſe Ausein-
anderſetzung und die letzte Rede Ledebours. Herausgekommen iſt
höchſtens eine neue Zuſpitzung der gegenſeitigen Abneigung, jeden-
falls hat die Arbeiterbewegung gar nichts dabei gewonnen. Es
zeigt ſich nur wieder, daß ſo manche Genoſſen ſtatt den Kapitalis-
mus zu bekämpfen, die Arbeiterſchaft (Neues
Gebrüll. Zwiſchen Ryſſel-Leipzig und einigen Dresdner Mehr
heitlern kommt es zu einer lebhaften Auseinanderſetzung, Ryſſel be
ſchuldigt einen der Dresdner, als Hausknecht aufgetreten und
Ryſſel hinausgeſchmiſſen zu haben. Der Lärm wird immer un
geheurer.)

Scheidemann wartet einige Zeit und erklärt dann, daß
er trotz ſeines guten Organs darauf verzichte, den Kampf gegen
die Brüller aufzunehmen. Er ſchließt mit den Worten: Die Ar“
wort, die Sie von mir nicht hören wollen, werden Jhnen ar
19. Januar die deutſchen Arbeiter geben! (Stürmiſcher Beifall der
Mehrheit, Tobſuchtsanfälle der Radikalen.)

Lampel- Hamburg (Soldatenfraktion)) Da unſere Reſoly,
tion auf ſo unfruchtbaren Boden gefallen iſt, ziehen wir ſie zurück
ich bitte aber meine Freunde von der Soldatenfraktion, an der
Weſt und Südoſtfront das hier Geſehene bekannt zu geben, damit
die Soldaten die Antwort darauf geben können. (Lebhafter Beifall.

Der Volksbeauftragte Barth gerät in große Aufregung und
macht offenbar dem Redner, heftig geſtikulierend, erbitterte Vor
würfe. Andere treten dazu und es gibt an der rechtsſeitlichen Re
gierungsbank eine ſtürmiſche Auseinanderſetzung.)

Eine weibliche Delegierte (bei ihrem Erſcheinen am
Rednerpult ertönt ein verſpäteter Pfiff von der Tribüne) führt
aus: Daß zum erſtenmal in einem deutſchen Parlament eine Frau
das Wort ergreift, das iſt wohl ein Beweis der neuen Zeit. Die
Revolution kann nur geſichert werden, wenn die großen Maſſey
der noch indifferenten Frauen mit dem Sozialismus vertraut ge-
macht werden. Die vier Wochen bis zur Wahl müſſen zur inten-
ſivſten Propaganda für den Sozialismus ausge-
nutzt werden. Jhr habt die Macht, aber nur wenn ihr einig ſeid!
(Stürmiſcher Beifall.)

Die geeinte revolutionäre Fraktion wünſcht den zurückgezogenen
Einigungsantrag wieder aufzunehmen. Der Kongreß beſchließt
aber, dieſe Debatte nicht wieder zu beginnen.

Es geht ein Antrag der Unabhängigen Fraktion ein, die
diplomatiſchen Beziehungen zur Sowjetregierung unverzüglich
wieder aufzunehmen.

Heckert- Chemnitz begründet dieſen Antrag insbeſondere da-
mit, daß der geregelte Rücktransport unſerer Truppen und des
Heeresmaterials aus Oberoſt uſw. geſichert werden müſſen. Wenn
etwa die Entente gegen die Wiederherſtellung der auch für unſere
Wirtſchaft unentbehrlichen deutſchruſſiſchen Beziehungen etwas ein-
zuwenden hat, ſo ſoll ſie das öffentlich vor den Arbeitern ihrer
Länder erklären. (Beifall.)

Der Antrag wird, nach einer Geſchäftsordnungsdebaite, mit
großer Mehrheit dem Rate der Volksbeauftragten überwieſen.
(Lachen bei den Radikalen.)

Lüdemann- Berlin (S. P. D. von den Radikalen mit
dem Ruf „Generalſchieber“ empfangen) erſucht die Delegierten, in
ihrer Heimat dafür zu wirken, daß die Eingriffe örtlicher Räte in
Lebensmitteltransporte und in die Einfuhrorganiſation endlich ein
mal aufhören.

Schmidt Rheinland erklärt, daß ſich dieſe Anſchuldigungen
im Rheinland als haltlos erwieſen hätten, als ſie nachgeprüft
wurden.

Ein Telegramm des Arbeiterrats Hanau proteſtiert
dagegen, daß die preußiſche Regierung Hirſch-Breitſcheid mit Ge
walt den reaktionären Landrat, den Urheber des Blutbades vom
T. e Wember, dem Kreiſe mit Gewalt wieder aufoktrohieren
wolle.

Die Garniſon Frankenſtein in Schleſien proteſtiert drahtlich
gegen die Angriffe auf Offiziere und Unteroffiziere und verlangt ſo
fortiges Einſchreiten gegen Liebknecht und Genoſſen. Gelächter
der Radikalen. Rufe: Gegenrevolution.) Das Telegramm iſt vom
A. und S.-Rat unterzeichnet.)

Abgefandte des Berliner Vollzugsrats überreichen ein
Protokoll, deſſen Verle'ung Leinert ablehnt, weil der Jnhalt den Kon
greß nichts angehe. (Ledebour: Aber ſehr! Es iſt ein Proteſt gegen
die Vergewaltigung von Soldatenräten.) Leinert ſtellt feſt, daß das
Protokoll nicht vom Vollzugsrat ſelbſt eingereicht iſt.

Schlußrede.

Vorſitzender Leinert: Wir haben keinen Beratungsſtoff(Zuruf der Radikalen: Den haben Sie unterſchlagen!)) Die ver
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die Knochen blamiert.) Die Einſetzung des Zentralrats
uns die Gewähr, daß die Regierung nur im Sinne der deutſchen Ar
beiterklaſſe arbeiten dann. (Rüfe der Radikalen: der Konterrevolutionl)
Noch niemals hat das deutſche Volk vor einer ſo wiegenden Ent
ſcheidung geſtanden, wie von jetzt in vier Wochen. m erſtenmal wird
nach dem Wahlrecht gewählt, das die Sozialdemokratie Jahrzehnte ge
fordert hat, und jetzt hat das deutſche Volk Gelegenheit, die ſozial
demokratiſchen Forderungen zu verwirklichen. Die Frauen und die
Wähler unter 24 Jahren müſſen in dieſen vier Wochen ſich mit der
revolutionären Politik gründlich beſchäftigen, um bei der Stimmen-
abgabe das zu beſiegeln, was die deutſchen Arbeiter und Soldatenräte
t dem 7. November für das deutſche Volk geleiſtet haben. UnfereBeſprechung der Sozialiſierung hat gezeigt, daß wir in dieſer großen,

ernſten Frage einig ſind. Bewunderswürdig hat ſich das deutſche Volk
in die Prinzipien der Revolution gefunden. Der feindliche Jmperia-
lismus hat über Deutſchland geſiegt und wir haben zu verhindern, daß
der imperialiſtiſche Kapitalismus Englands, Frankreichs oder Amerikas
über unſere Errungenſchaften triumphiert, oder das ſo ſchwer ge
troffene deutſche Volk zum Objekt ſeiner Bedrückung und Ausbeutung
macht. Nicht Auflöſung, ſondern Hinaufführung des deutſchen Volkes
und Deutſchlands zur höchſten Kultur, zu Glück und Freude wollen wir,
damit es auch die Liebe zur Arbeit, zur Arbeit nicht für Kapitaliſten,
ſondern für ſich ſelbſt gewinnt. Das revolutionäre ſozialiſtiſche Deutſch
land, die geeinte ſozialiſtiſche Republik Deutſchland lebe hoch! (Die

bringen ein dreifaches Hoch aus.) Der Kongreß ge
ſchloſſen.

Schluß gegen 3 Uhr.

Gemeinſames Wirken von Kopf
und Hand.

Jn einer Zuſchrift aus akademiſchen Kreiſen an uns wird
zum Ausdruck gebracht, ſchon vor dem Kriege ſei in den
Reihen der Jntellektuellen für die Sozialdemokratie ſtärkere
Sympathie vorhanden geweſen, als wir vielleicht glaubten.
Der Demokratie ſeien ſie erſt recht zugeneigt geweſen. Jetzt
handle es ſich darum, den letzten entſcheidenden Schritt zu
tun. Daran würden viele gehindert durch die verkehrte Vor-
ſtellung, eine ſozialdemokratiſche Regierung werde nicht mit
den radikalen Spektakelfritzen fertig und zweitens durch das
Gefühl, man wolle ſie gar nicht innerhalb der Sozialdemo-
kratie haben und ſehe ſie dort nicht gern. Es ſitze die Ueber-
zeugung feſt, die Sozialdemokratie wolle nur eine Vertretung
der Jnduſtriearbeiter mit Ausſchluß der anderen Arbeiter,
das ſtöre die Anwendung des Begriffs „Proletariat“ in
einem gar nicht zeitgemäßen Sinne. Der Einſender fährt
dann fort:

„Meines Erachtens iſt „Arbeiter“ jeder, der ganz
gleich ob mit Hand oder Kopf ehrlich ſein Brot verdient
und nicht als Drohne im Staat leben will, jeder, deſſen Arbeit
nur auf einen zureichenden Unterhalt ſeiner Familie ge-
richtet iſt und der es verſchmäht, ſich unrechtmäßig und zum
Schaden der Allgemeinheit zu bereichern und ſeine Mit-
menſchen materiell oder moraliſch auszubeuten. Dabei wird
er dann von ganz allein darauf bedacht ſein, den wirtſchaft
lich Schwächeren den materiellen Aufſtieg, und insbeſondere
den geiſtig Fähigen unter ihnen den Bildungsaufſtieg, der
ihren Gaben entſpricht, zu ſichern, und er wird ſich immer be-
wußt bleiben, daß in ſeiner Art jeder andere Arbeiter ein
ebenſo nützliches Glied der menſchlichen Geſellſchaft iſt, wie
er ſelbſt; er wird ihn in ſeiner Menſchenwürde und in ſeinen
Menſchenrechten achten. Sind Leute, die ſo denken, in der
Sozialdemokratie willkommen? Auf diefe Frage würde ich
Jhnen in Jhrem Blatte, wie in der ſozialdemokratiſchen
Breſſe- überhaupt, einmal ausführlicher einzugehen raten.
Jetzt iſt die geeignete Zeit dazu! Jetzt iſt es möglich, viele
neue und zuverläſſige Anhänger zu gewinnen; denn der Po-
panz einer Regierung, die nach politiſcher Geſinnung ſchnüf-
felt, iſt doch wohl, trotz einem Reſte von Reaktion und trotz
Spartakiſten, für immer vorbei.“

Der Verfaſſer der Zuſchrift, den wir als ausgezeichneten
Wiſſenſchaftler und vollendeten Ehrenmann kennen, mag uns
das Geſtändnis geſtatten, daß wir ſeine woödrtlich wieder-
gegebenen Fragen nebſt Begründung mit einem gewiſſen
Bedauern geleſen haben. Und mit Sicherheit iſt anzunehmen,
daß es heute Tauſende von Arbeitern, die durch unſer Blatt
Kenntnis von dem Artikel erhalten, genau ſo ergehen wird.
Denn das, was gefragt wird, iſt für die Sozialdemokratie und
in ihr niemals fraglich geweſen und wird in Zukunft erſt
recht nicht mehr fraglich ſein können. Mit offenen Armen iſt
jederzeit der Wiſſenſchaftler, der ehrlichen Herzens und als
überzeugter Anhänger zu uns kommt, begrüßt worden. Der
Handarbeiter hat nie vergeſſen, was er den Kopfarbeitern
verdankt. Unſer Karl Marrx war als Rechtanwalt ein „Stu-
dierter“, unſer Friedrich Engels als wohlhabender Fabrikant
ſogar ein „Kapitaliſt“. Das hat ihrer Wertſchätzung durch
das Handproletariat niemals den geringſten Eintrag getan.
Der Arbeiter erſtreckt auch ſeine Hochachtung auf Wiſſen-
ſchaftler, die zwar nicht direkt für unſere Partei gewirkt, aber
die Menſchheit vorwärts gebracht haben. Ein Charles Dar-
win, ein Moleſchott, ein Pettenkofer, ein Ricardo oder ein
Roſcher, ſtehen ihm ebenſo nahe wie ein Fourier, Proudhon
oder Saint-Simon, deren ſozialen Syſteme ihm als üher-
wunden gelten. Der Arbeiter iſt der Wiſſenſchaft gegenüber
nie engherzig geweſen:; er hat nicht nur denen ſeine Aner-
kennung gezollt, die für den wiſſenſchaftlichen Sozialismus
eingetreten ſind, wie ja auch die Werke unſerer Klaſſiker ſeit
langer Zeit von den Arbeitern fleißiger geleſen worden ſind
als von anderen Kreiſen. Und über Kant, Fichte, Hegel
dürfte mancher Proletarier beſſeren Beſcheid wiſſen als
mancher höhere Beamte, mancher Jnduſtrielle, mancher
Kaufmann.

Somit kann allerwege nicht davon die Rede ſein, daß
akademiſch Gebildete nicht gern in den Reihen der Sozial-
demokratie geſehen würden. Allerdings hat ſich oft und bis
in die neueſte Zeit hinein ein Mißtrauen gegen die „Aka-
demiker“ bemerkbar gemacht. Dieſes Mißtrauen richtete ſich
jedoch niemals gegen die Wiſſenſchaft an ſich, ſondern ledig-
lich gegen die Art, wie ſich mancher Wiſſenſchaftler, der zu
uns gekommen war, in der Partei betätigte. Es war nicht
ſelten, daß dieſe Neulinge im Sozialismus ihre Wirkſam-
keit in der Partei damit beginnen wollten, unſere Ziele und
unſere Taktik zu „reformieren“. Sie wollten, wenn auch
in redlicher Abſicht, eine Verſtändigung mit den bürgerlichen
Kreiſen auf Koſten der ſozialiſtiſchen Grundanſchauungen
und Grundforderungen herbeiführen. Das macht der Arbeiter
natürlich nicht mit. Er hat auf dieſem Gebiete zu trübe Er-
fahrungen hinter ſich. Nun haben ſeit der Revolution und
nach deren erfolgreichen Durchführung ſo viele ihr demokrati-
ſches Herz entdeckt, daß das Mißtrauen in Arbeiterkreiſen
gegen den Zuſtrom von akademiſcher Seite beſonders rege
geworden iſt. Das ſollte jedem begreiflich ſein. Mag es
auch in vielen, ja in den meiſten Fällen unberechtigt ſein,
der Arbeiter vergißt nicht, wie Profeſſoren und andere ſchu-
liſch Gebildete die niederträchtigſten Knebelgeſetze gegen die
Arbeiter, auch während des Krieges noch, entweder direkt ge-
billigt, oder doch ſtillſchweigend gutgeheißen haben.

Die Kluft iſt ſomit vorhanden; ſie leugnen zu wollen
wäre unaufrichtig. Aber die Kluft beſteht nicht zwiſchen
Kopfarbeit und Handarbeit, ſondern nur zwiſchen dem re
aktionären Denken in wiſſenſchaftlichen Kreiſen und dem re-
volutionären Vorwärtsdrängen des Proletariats. Es iſt die-
ſelbe Kluft, die der Arbeiter auch zwiſchen ſich und den Gelben
gezogen hat, von denen er als einer Schutztruppe des Kapi-
talismus eine Bedrohung ſeiner unter ſchwerſten Opfern
aller Art errungenen Erfolge befürchten mußte. An den
Kopfarbeitern allein liegt es, das Mißtrauen zu überwinden.
Sie mögen zu uns kommen mit redlichem Sinn und dem
ehrlichen Streben, den Sozialismus verſtehen zu lernen und
den heiligen Trotz zu begreifen, mit dem die Arbeiter die Er
folge der Revolution verteidigen. Je mehr neue Freunde und
Anhänger ſich uns anſchließen, deſto lieber ſoll es uns ſein.
Sie werden anfangs manches krauſe oder quere Wort mit
in Kauf nehmen müſſen; denn nicht jedem Arbeiter iſt es ge-
geben, die richtigen Worte für ſeine richtigen Gedanken zu
finden. Aber ſehr bald werden unſere neuen Freunde er-
kennen, wieviel ſie von den Arbeitern lernen können. Sie
werden auf einen Bekennermut, eine Opferwilligkeit, eine
Ueberzeugungstreue, eine rückhaltloſe Offenheit ſtoßen, an
der ſie ſich ein Beiſpiel nehmen können.

Die Klaſſenunterſchiede müſſen fallen und werden fallen.
Der Popanz, von dem die Zuſchrift am Schluſſe geſprochen
hat, beſteht in der Tat nicht mehr. Vor Geſinnungsſchnüffelei
braucht ſich niemand mehr zu fürchten, und feiges Streber-
tum wird in Zukunft ein ſchlechtlohnendes Gewerbe ſein.
Der Mann wird gelten, was er iſt, nicht mehr, nicht weniger.
Der Sozialismus iſt auch kein Prokruſtesbett. Jeder diene
der Geſamtheit in ſeiner Art und an ſeiner Stelle. Ein freies
Geſchlecht mit gleichen Rechten ſoll heranwachſen. Nur die
Vorrechte werden aufhören. Kopfarbeit und Handarbeit
werden nur noch verſchiedene Arten der Betätigung für die
Geſamtheit ſein. Keine gilt mehr, keine weniger als die
andere. Der Sozialismus bringt nicht eine neue Klaſſen-
herrſchaft, ſondern nur die volle Anerkennung der Gleich-
berechtigung jeder ehrlichen Arbeit. Jm gemeinſamen
Wirken von Kopf und Hand, im Sichverſtehen und Sich-
würdigen beider, in treuer kameradſchaftlicher Förderung des
einen durch den anderen ſoll das lichte, freudvolle Wohn
haus der Zukunft errichtet werden. Wer daran mitarbeiten

'will, ſei willkommen.

Gegen polniſche Wahlen im Deutſchen
Reichsgebiet.

Unter der Ueberſchrift: Die AnmaßungPolens ſchreibt
die Deutſche Allgemeine Zeitung: Es iſt kaum je vorgekommen, daß
ein Staat auf dem Gebiete eines andern Wahlkreiseinteilungen vor
nimmt und damit nicht nur eine abſolute Nichtachtung für Rechts
und Volksverhältniſſe, ſondern auch eine regelrechte Verachtung vor
der Kraft und Entſchloſſenheit des betreffenden Staatsweſens an
den Tag legt. Der polniſchen Staatsregierung iſt vom Rat der
Volksbeauftragten die Aufnahme unzweifelhaft rein deutſcher Be-
zirke in die Liſten der polniſchen Wahlkreiſe ſowie die ganze Aus-
ſchreibung von Wahlen zur polniſchen Konſtituante innerhalb des
gegenwärtigen Reichsgebiets als ein rechtswidriger Eingriff in die
deutſche Gebietshoheit erklärt worden mit dem Hinweis, daß die
deutſche Regierung die Vornahme dieſer Wahlen nicht zu
laſſen werde, ehe der künftige Rechtszuſtand der deutſch- polniſchen
Grenzgebiete durch die Friedenskonferenz feſtgelegt ſei. Die preu-
ßiſche Regierung hat die Behörden angewieſen, die Vornahme von
Wahlen zur polniſchen Konſtituante mit allen zuläſſigen und an
wendbaren polizeilichen Mitteln zu verhindern.

Ein anderes Bild.
Unter dieſer Ueberſchrift behandelt die Leipziger Volkszeitung

das Ergebnis der Stadtverordnetenwahlen in Braunſchweig.
Jn dieſer Domäne der Unabhängigen haben die Unabhängigen die
meiſten Stimmen auf ſich vereinigt. Dann folgen die Demokraten
und direkt hinter dieſen die Sozialdemokraten. Den Schluß macht
der bürgerliche Kuddelmuddel. Die Leipziger Volkszeitung meint,
das Wahlergebnis zeige, wohin die Maſſen des Proletariats gehen,
wenn man zu ihnen ſprechen könne. Die unabhängige Partei
werde als ſtärkſte auf dem Rathauſe einziehen und mit den Ver-
tretern der Sozialdemokraten die Mehrheit haben. Das iſt richtig.
Aber allein ſind die Unabhängigen nichts, wie eine Zergliede-
rung der Wahlzahlen zeigt. Die unabhängige Partei erzielte
23 508 Stimmen, während die alte 17143 Stimmen, die demokra-
tiſche Partei 18064 Stimmen und der bürgerliche Landeswahlver-
band 14 589 Stimmen erzielte. Es hat ſich alſo zwar eine ent-
ſchiedne Mehrheit von mehr als 40 000 Stimmen gegenüber
32000 Stimmen für den Sozialismus ausgeſprochen, die Unab-
hängigen ſelbſt aber ſind mit ihren 23 000 gegen 49 000 Stimmen
innerhalb der ganzen Bevölkerung ſo ſtark in der Minderheit ge-
blieben, daß ſie nicht einmal ein Drittel aller Stimmen auf ſich
vereinigen konnten. Wenn das die „Siege“ der Unabhängigen ſind,
dann ſind ſie wirklich ſchon ſehr beſcheiden geworden. Jedenfalls
ergibt auch das Braunſchweiger Wahlergebnis bei näherer Be-
trachtung ein „gangz anderes Bild“.

Die erſte deutſche Vational-
verſammlung.

Die erſte deutſche Nationalverſammlung, deren Mitglieder am
18. Mai 1848 unter Geſchützdonner und Glockengeläute in die Frank-
furter Paulskirche einzogen, hatte die Aufgabe, mitten in dem Zu-
ſammenbruch des Deutſchen Bundes und ſeiner Staaten alle zukunfts-
frohen und tatkräftigen Elemente zur Begründung eines neuen Deut-
ſchen Reiches zuſammenzufaſſen. Die Aufgabe, die Einzelheiten der
Wahl zur Nationalvirſammlung genau feſtzuleden, fiel dem Vor-
pariament zu, das ſich am 30. März 1848 in Frankfurt a. M. ver
ſammelte. Bevor von dieſem Parlament die Wahlen zur National-
verſammlung ausgeſchrieben wurden, mußten erſt die folgenden Fragen
beantwortet werden: 1. Welche Bundesgebiete ſollen in der neuen
Bundsverfaſſung vertreten ſein? 2. Jn welchem Verhältnis ſoll die
Zahl der Volksvertreter zu der Bevölkerung ſtehen? 3. Welche Wahl-
art iſt anzunehmen? 4. Wo? 5. Wann ſoll die konſtituierende Ver
ſammlung ſein? Ueber dieſe Fragen entwickelte ſich nun eine aus-
gedehnte Diskuſſion. So erregte es bei der Behandlung des erſten
Punktes allgemeinen Jubel, daß auch SchleswigHolſtein ſeine Teil
nahme an der Nationalverſammlung forderte. Bei dem zweiten Punkte,
auf wieviel Seelen ein Vertreter kommen ſolle, einigte man ſich dahin,
daß 50 000 Wähler einen Abgeordneten ins Parlament ſchicken ſollten.
Sodann wurden allgemeines Stimmrecht und unmittelbare Wahlen
feſtgeſetzt. Jm Zweifel war man ſich, von welchem Alter an man
wahlberechtigt ſein ſolle. Der erſte Antrag verlangte, daß ſtimm-
berechtigt und wählbar jeder Deutſche ſei, welcher in einem zu Deutſch
land gehörigen Staate Staatsangehöriger und 25 Jahre alt iſt. Da
gegen erhob ſich aber der bekannte Naturforſcher Karl Vogt aus
Gießen und trat für das Recht der Jugend ein. „21 Jahre ſei das
höchſte Alter, welches er einräumen könne“, ſagie er. „Mit 17 und 158
Jahren kämen ja die jungen Leute ſchon auf die Univerſität, und dieſe
Jugend hade doch wahrhaftig mehr Befähigung und Beruf mitzuſprechen
bei der Verfaſſung des Vaterlandes als irgendein anderer. Wozu

25 Jahre Er ſähe z ein, um wie viel verſtän,man werde von r e Es wurde alſo ſetzt,
daß jeder mit 21 Jahren t könne. Vom Frauenwahlr war
damals noch nicht mm einer die Rede; muß ſoaſt das von
dem Vorpärlament feßt geſetzte Wahlrecht als für die damalige Zeit ſehr
freiheitlich, gek nnichnet werden.

Die Geſamtzahl der Gewählten betrug 586. Da es feſtumriſſen
politiſche Parteien nicht gab eigentlich nur der e e Leinen
den Anhängern einer konſtituonellen monarchiſchen rbehörde und
einer revolutionären Republik beſtand, trat die Perſönlichkeitder einzelnen mehr in den Vordergrund. Die Juriſten waren am ſtärk.
ſten vertreten mit 124 Verwaltungsbeamten, 100 Richtern und 95 Advo-
katen. Dann kamen 104 Gelehrte. Wie g Grundbeſitz und JIn,
duſtrie vertreten waren, beweiſt die Tatſache, daß nur 34 Grundbeſiter
und 13 Jnduſtrielle in der Paulskirche ſaßen. 18 Geiſtliche, 15 Aerzt,
12 Literaten und 10 Soldaten ſchloſſen den Kreis. Die Ideologen des
Bürgertums verliehen dem Parlament ſeinen Charakter. Der ngel
an politiſcher Tatkraft und Reife beſiegelte das Geſchick der erſten Ra.
tionalverſammlung, die ſo glänzend und reich an Perſönlichkeiten
ſie war ſchließlich in der Schön und Vielrednerei verſandete, bis die
Gegenrevolution ſie vertrieb.

Revolutionsdichteritis.
Einen Notſchrei gegen das Umſichgreifen der Revolutionsdichterei

ſtößt die Frankfurter Zeitung aus: g
An Alle!

So kann es nicht weiter gehn. Mit der deutſchen Revolution ſind
auch unzählbare Dichter auf dem Plan erſchienen, die in ſtrömenden
Verſen und mit vielen Ausrufung-zeichen den neuen Zuſtand preiſen,
Gut. Mögen ſie. Was ein deutſches Herz fühlt, das muß es in
Reimen ſagen. Aber es iſt nicht nötig, dieſe Ergebniſſe nächtlicherArbeit einer Zeitung zu übermitteln. An manchen T en fliegen uns
an die hundert Begeiſterungsſchreie zu. Seht einer Woche
ebenſoviel Dank- und Troſtrufe an die heimkehrenden Helden.
Wir halten das nicht mehr aus. Wir kannen dieſe Hornmuſik hin
reichend: Neues Vaterland, Freiheit, hellere Zukunft, Verinn-rlichung,
Unüberwindlichkeit der deutſchen Seele, ruhmreiche Kämpfer. Gruß auf
heiligem Boden Und ſo fort. Der alte Abonnent, der Sohn, die
Tochter des Abonnenten, der Student, der Soldat, der Gymnaſiaſt, der
Säugling erwarten gegen angemeſſenes Honorar oder „koſtenfrei“ den
Abdruck in nächſter Nummer. Menſchen aller Berufe, daneben völlig
Unabhängige leider oft auch unabhängig von den Regeln der Politik

eröffnen ein hitziges Trommelfeuer in Verſen. Es iſt die reinſte
Revolutions- und Heldenheimkehr-Grippe. Wahr-
ſcheinlich ſind die meiſten dieſer Dichter liebe, nette, gebildete Leute,
die es recht gut mit ihrem Volke und der von ihnen bevorzugten Zeitung
meinen. Wir bedanken uns für das Vertrauen. Wir haben nicht
Papier genug, um täglich hundert Gedichte drucken zu können, und
hätten wir es, ſo täten wir es nicht, denn ſehr viele der uns vorge-
legten Strophen enthalten nur verquollenes, wäſſeriges, geſpreitztes
Allerweltsgewäſch. Wenn dieſe Maſſendichterei nicht aufhört, gefällt
uns bald die ganze Revolution nicht mehr. en für alle, ja,
aber nicht zum Dichten für den Zweck der Drucklegung. Seht: das
Dichten iſt erſtens zeitraubend, zweitens koſtet die Verſendung Papier
und Porto, drittens könnt Jhr es gar nicht. Da ſitzt Jhr nun eine
lange Nacht, laßt das Auge in holdem Wahnſinn rollen und ſucht einen
Reim auf Völkerfrühling. Wir ſagen Euch: Jhr findet keinen. Und
ſo geht es immer mit den ſchönſten Worten. Legt Euch doch zu Bett
und erholt Eure Nerven! Spart das Geld für Porto und Papier
Jhr könnt es nützlicher verwenden! Schont die belaſtete Poſt und uns
belaſtete Redakteure! Hackt Holz, ſo Jhr welches habt, lernt die
Verordnungen der neuen Regierung auswendig, hamſtert Kartoffeln,
ſchneidet Hühneraugen, tut was Jhr wollt, nur dichtet nicht Und ins-
beſondere Jhr, liebe Frauen und Mädchen: Warum ſtopft Jhr nicht
Strümpfe? Warum weckt Jhr nicht den Kalbsbraten ein? Warum
klopft Jhr nicht Staub aus Bettvorlagen oder Koksbrocken in Stücke?
Schafft doch etwas im Ehrenamt, pflegt arme Kinder, richtet den
Willkomm für müde Soldaten, lächelt den Männern Roſen ins Herz!
Und wenn Jhr noch mehr tun wollt: Backt Butterkuchen aus Schworz-
mehl Bügelt ohne Gas! Waſcht ohne Seife! Kocht ohne Feti!
Macht, wenn es Euch gefällt, Halsketten aus Granatreifen, nur dichtet
nicht! Allen bisherigen Einſendern, auch denen, die antelephonierten,
warum ihre Gedichte noch nicht erſchienen ſeien, wünſchen wir trotz aller
Arbeit, die ſie uns auferlegt haben, viel Glück auf ihrem ferneren
Lebenswege. Die zukünftigen aber verklagen wir beim Arbeiter und
Soldatenrat. Und die rückfälligen melden wir dem Kultusminiſter
Der hat die Macht, das Dichten zu verbieten!

Die Verwertung des Bluts für die
Ernährung.

Das Blut, das dem Fleiſch als Nahrungsmittel gleichwertig iſt, hat
vor allem deshalb noch nicht die ihm gebührende Aufmerkſamkeit ge-
funden, weil keine der geringen Haltbarkeit des Blutes entſprechende
Verwendungsmöglichkeit gefunden war. Trotz der Mahnungen ver-
ſchiedener Forſcher, vor allem Koberts in Roſtock, läuft noch viel Blut
in die Goſſe, und es iſt noch immer geſtattet, Viehfutter und Albumin
aus Blut herzuſtellen. Nach Spar und Erſatzmitteln hat nun Dr.
Friedrich Skalitzer ein Verfahren ausgearbeitet, nach dem eine Troc-
nung des Blutes im Großbetriebe erreicht und die Blutverwertung auf
eine rationelle Grundlage geſtellt werden kann. Da nach der Er-
fahrung die unverſehrten Blutkörperchen die direkte Trocknung nicht
zulaſſen, beruht das Verfahren, das ganz ohne chemiſche Mittel arbeitet,
darauf, daß zunächſt das die Blutkörperchen umgebende Stroma zur
Sprengung gebracht wird. Das durch dieſen Vorgang dünnflüſſig ge-
wordene Blut wird dann auf einer im Vakuum laufenden Trommel
in wenigen Sekunden bei einer Temperatur von 30--40 Grad in ein
Pulver verwandelt. Die Sprengung der Blutkörperchen vor der Trock
nung geſchieht zweckmäßig durch Gefrieren. Da die meiſten Schlacht
häuſer mit Kühlanlagen verſehen ſind, iſt das Gefrieren ohne weiteres
durchzuſühren. Das gefrorene Blut wird wieder aufgetaut und kann
unmittelbar der Trocknung zugeführt werden. Man kann das Blut auch
in gefrorenem Zuſtande nach zentralen Verarbeitungsſtellen befördern.
Das Trockenerzeugnis hat kakaofarbenes Ausſehen, iſt dauernd haltbar,
geruch- und geſchmacklos, völlig waſſerlöslich und ſo gut wie völlig ver-
daulich. Es beſteht zu 83 Prozent aus Eiweiß und iſt vom hygieniſchen
Standpunkt völlig einwandfrei. Es kann zur Herſtellung von Würſten
ganz wie friſches Blut verwendet werden, ferner in jedem Haushalt zur
Herſtellung von Fleiſchſpeiſen, Suppen uſw. und dürfte daher berufen
ſein, in unſerer Volksernährung eine große Bedeutung zu erlangen.
So könnte eine Stadt von 500 000 Einwohnern etwa 1/20 ihres Be
darfs an Fleiſcheiweiß durch Verwertung ihres Blutabfalls decken.
Stoffwechſelverſuche ſind mit dem Blutmehl nicht ausgeführt worden,
aber auch kaum erforderlich, da es ſich um ein Präparat bekannten Ur-
ſprungs und bekannter Zuſammenſetzung handelt. Die Bekömmlichkeit
iſt nach den bisher vorliegenden Verſuchen durchaus gut. Auch
hygieniſch iſt die Herſtellung von Blutmehl einwandfrei, vorausge'etzt,
daß das Blut von geſunden Schlachttieren abſtammt.

Vermiſchtes.
ml. Der Boykoll der deutſchen Wiſſenſ und die Nee ung

Einer Meldung der Morning-Poſt aus Paris zufolge, haben nde
Gelehrte der alliierten Länder beſchloſſen, ſich wenigſtens eine hl
von Jahren hindurch ſich er Verbindung mit deutſchen Ge n
zu enthalten. Auf dieſen Anlaß nimmt in Nya Dagligt Allehanda ein
Einſender das Wort, um gegen dieſen Beſchluß zu proteſtieren. Er
fordert, daß das Nobel Inſtitut als vornehmlich zur gemeinſamen Ar-
beit der wiſſenſchaftlichen Welt berufene Inſtanz, gegen den Beſchluß
Einſpruch erhebt, wenn das erfolglos bleibt, die Verteilung der Nobel
preiſe ſo lange ausſetzt, bis der Geiſt der Verſöhnung ſeiner Macht auf
dem Felde wiedergewonnen hat, wo „kein anderer Kampf hervor
gehen ſollte, als das Streben, das Licht der Wiſſenſchaft und der Auf
klärung vorwärts zu tragen.“
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